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Verordnung 

zu Artikel IV § 11 Abs. 3 des Ersten Gesetzes 
zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern 

Vom 27. November 1972 


Auf Grund des Artikels IV § 11 Abs. 3 des Ersten Gesetzes zur Vereinheit¬ 
lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern vom 
18. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 208), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung wehrrechtlicher, ersatzdienstrechtlicher und anderer Vorschriften vom 
29. Juli 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1321), wird verordnet: 

§ 1 

Die Anlage 4 (Überleitungsübersicht zu Artikel IV § 11 Abs, 1) des Ersten Ge¬ 
setzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern wird wie folgt ergänzt und geändert: 


Aralsbozelchnung 


Bisherige Besoldungsgruppe 
(am 30. Juni 1971) 


Neue Besoldungsgruppe 
(ab 1. Juli 1971) 


1. Abschnitt I erhält hinsichtlich der nachfolgenden Ämter folgende Fassung: 


„Amtsgerichtsdirektoren 

als Leiter von Amtsgerichten mit 

über 175 000 Einwohnern im Bezirk 

Oberstaatsanwälte 

als Leiter von Staatsanwaltschaften 

bei Landgerichten mit mehr als 

400 000 Einwohnern im Bezirk 

Erste Staatsanwälte 
Oberamtsrichter 


A 15, RghfZ von 70,52 DM. 
Das Grundgehalt erhöht sich 
^ mit Erreichen des Endgrund¬ 
gehalts um 277,35 DM bei 
Wegfall der RghfZ 

A 14, RghfZ von 70,52 DM. 
Das Grundgehalt erhöht sich 
> mit Erreichen des Endgriind- 
gehalts um 277,35 DM bei 
Wegfall der RghfZ 


2. Es wird folgender Abschnitt I a eingefügt: 


„la. Hochschullehrer 


Außerplanmäßige Professoren 

Dozenten 

Oberassistenten 

Oberingenieure 

Oberärzte 


A13, von der 9. DASt an 
RghfZ von 154,94 DM (gilt 
nicht für Wissenschaftliche 
Assistenten) 


A16, RghfZ von 100 DM 


A14, RghfZ von 70,52 DM, 
von der 13. DASt an 
A 15, RghfZ von 70,52 DM" 


A 14" 
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Anilsbe/.oichnnng 


Bisherige Besoldungsgruppe 
(am 30. Juni 1971) 


Neue Besoldungsgruppe 
(ab 1. Juli 1971) 


3. Abschnitt 11 Nr. 2 erhalt hinsichtlich der nachfolgenden Ämter folgende Fassung: 


„Studiendirektoren 
Faciischuld i rek toren 
B e r u f SS ch ul d i r e k t o r on 

Fa ch s ch u I d i re k t o r e n 
B e ru f s s ch u 1 d i r k t o r (m 

Fachschul direk toren 
Berufsfachschuldirektoren 
Berufsschuldirek toren 


A 14 

A 13, von der 9. DASt an 
RghfZ von 154,94 DM 

A 13 


I A 15 

A 14, RghfZ von 180,30 DM 

A 14^' 


4. Abschnitt 11 Nr. 3 erhalt hinsicbllich des nachfolgenden Amtes folgende Fassung: 


„Fachstudiendirek toren | A 14 


A 15" 


5. Abschnitt III wird wie folgt ergänzt: 
„Universitätskuratoren 

Oberregierungs- und 
-gewerbeschulräte 
Oberregierungs- und 
-landwirtschaftsschulräte 
Oberregierungs- und 
-Schulräte 

Gestütwärter 


B2 


A 14 


A2 


B3 


? A 14, RghfZ von 180,30 DM 


A3" 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja¬ 
nuar 1952 (Bundesgesctzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel VI des Ersten Ge¬ 
setzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1971 in Kraft. 


Bonn, den 27. November 1972 

Der Bundesminister des Innern 
Genscher 
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Verordnung 

über die Erfassung von Daten für die Träger der Sozialversicherung 
und für die Bundesanstalt für Arbeit 
(Datenerfassungs-Verordnung — DEVO) 

Vom 24. November 1972 


Aiü Grund des § 317 Abs. 2, § 317a Abs. 2. § 1401 
Abs. 2 und 3, § 1401 b Satz 3 und § 1414 a Abs. 2 der 
Reichsversidierurigsordnung, des § 123 Abs. 2 und 3, 
§ 123 b Satz 3 und § 136 a Abs. 2 des Angestellten- 
versicberungsgesetzes, des § 141 b Abs. 2 und § 141 c 
Satz 2 des Reichsknappschaftsgesetzes, des § 61 
Abs. 2 des Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte sowie des § 10 Abs. 2 und § 178 Abs. 2 
des Arbeitslördei ungsgesetzes wird mit Zustimmung 
des Bundesrates verordnet: 


§ 1 

Grundsatz 

(1) Die Meldungen auf Grund der §§ 317, 317 a, 
1401 und 1401 b der Reichsversicherungsordnung, der 
§§ 123 und 123 b des Angestelltenversicherungs¬ 
gesetzes, des § 141c: des Reichsknappschaftsgesetzes, 
der §§ 10 und 178 des Arbeitsforderungsgesetzes 
und des § 61 Abs. 2 des Gesetzes über die Kranken¬ 
versicherung der Landwirte sowie ihre Weiterlei¬ 
tung richten sich nach den Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung. Die Meldungen nach Satz 1 können auch 
nach der Verordnung über die Datenübermittlung 
auf maschinell verwertbaren Datenträgern im Be¬ 
reich der Sozialversicherung und der Bundesanstalt 
für Arbeit (Datoniiberrniltlungs-Verordnung — 
DÜVO) auf anderen maschinell verwertbaren Daten¬ 
trägern erstattet und weitergeleitet werden, wenn 
die dort bestimmten Voraussetzungen erfüllt sind. 
Die Meldungen für die jeweils beteiligten Träger 
der Sozialversicherung und für die Bundesanstalt für 
Arbeit sind gemeinsam zu erstatten. 

(2) Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherun¬ 
gen sind berechtigt, zum Zwecke der Rentenberech¬ 
nung besondere Entgeltsbescheinigungen unmittel¬ 
bar vom Arbeitgeber anzufordern. Inhalt und Form 
der Bescheinigung bestimmt der Träger der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherimgen. Durch die Ausstellung 
einer Bescheinigung nach Satz 1 wird die Pflicht zur 
Abgabe von Meldungen nach dieser Verordnung 
nicht berührt, 

§ 2 

Personenkreis, Meldestelle 

(1) Meldungen nach den §§ 3 bis 6 dieser Verord¬ 
nung sind zu erstatten für Arbeitnehmer einschließ¬ 
lich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten, die 
krankenversicherimgspflichtig, rentenversichermigs- 
pflichtig oder beitragspflichtig nach dem Arbeits¬ 
förderungsgesetz sind oder für die Beitragsanteile 
zu den gesetzlichen Rentenversicherungen zu ent¬ 
richten sind. 


(2) Die Meldungen haben die Angaben zu enthal¬ 
ten, die in den jeweils in Betracht kommenden Vor¬ 
drucken nach den Anlagen zu dieser Verordnung 
vorgesehen sind. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, 
dem Arbeitgeber die für die Ausfüllung der Vor¬ 
drucke notwendigen Angaben zu machen. 

(3) Die Meldungen sind für krankenversicherungs¬ 
pflichtige Arbeitnehmer bei dem Träger der Kran¬ 
kenversicherung zu erstatten, dem der Arbeitneh¬ 
mer als Mitglied angehört; für Mitglieder von Er¬ 
satzkassen, die von dem Recht der Befreiung nach 
§517 der Reichsversicherungsordnung Gebrauch ge¬ 
macht haben, sind die Meldungen bei der Ersatz¬ 
kasse zu erstatten. Bei nicht krankenversicherungs¬ 
pflichtigen Arbeitnehmern sind die Meldungen bei 
dem Träger der Krankenversicherung zu erstatten, 
der für den Einzug der Beiträge zu den gesetzlichen 
Rentenversicherungen oder zur Bundesanstalt für 
Arbeit zuständig ist. 

§ 3 

Anmeldung 

Der Beginn einer Beschäftigung, die Kranken- oder 
Rentenversicherungspflicht oder Beitragspflicht nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz begründet oder für die 
Beitragsanteile zu den gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rungen zu entrichten sind, ist spätestens innerhalb 
von zwei Wochen nach ihrem Beginn zu melden. Die 
Meldung ist zu erstatten 

a) für einen Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 3, 

b) für einen Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 7. 

Ist ein Vordruck nach Anlage 3 oder 7 nicht vor¬ 
handen, so ist die Meldung 

a) für einen Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 9, 

b) für einen Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 10 

zu erstatten. Der Meldung auf einem Vordruck nach 
Anlage 9 oder 10 ist eine Anforderung von Ver¬ 
sicherungsnachweisen der Sozialversicherung 

a) bei einem Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 4, 

b) bei einem Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 8 

beizufügen. Ist ein Vordruck nach den Anlagen 4 
oder 8 nicht vorhanden, so sind die Versicherungs¬ 
nachweise der Sozialversicherung 
a) bei einem Arbeiter auf dem Vordruck nach der 
Anlage 9, 
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b) bei einem Angestellten auf dem Vordruck nach 
der Anlage 10, 

auf dem auch die Anmeldung erfolgt, anzufordern. 
Wird ein Vordruck nach der Anlage 4 oder 8 bei¬ 
gefügt, so entfällt die Anforderung von Versiche¬ 
rungsnachweisen auf dem Vordruck nach den An¬ 
lagen 9 oder 10. Kann auf einem Vordruck nach den 
Anlagen 9 oder 10 die Versicherungsnummer nicht 
angegeben werden, so ist auf dem Vordruck auch die 
Vergabe der Vei sicherungsnummer zu beantragen, 
sofern dies nicht bereits erfolgt ist. 

§ 4 

Abmeldung 

(1) Das Ende einer Beschäftigung im Sinne des § 3 
Satz l ist spätestens innerhalb von sechs Wochen zu 
melden. Satz 1 gilt nicht, wenn die Mitgliedschaft 
Versicherungspflichtiger bei einem Träger der Kran- 
kenversicherimg erhalten bleibt. Im Falle des Sat¬ 
zes 2 ist unbeschadet des § 6 Abs. 2 die Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses innerhalb von sechs Wo¬ 
chen zu melden. Die Meldung ist zu erstatten 

a) für einen Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 2, 

b) für einen Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 6. 

Ist ein Vordruck nach den Anlagen 2 oder 6 nicht 
vorhanden, so ist die Meldung 

a) für einen Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 11, 

b) für einen Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 12 

zu erstatten. Kann auf dem Vordruck nach den An¬ 
lagen 11 oder 12 die Versicherungsnummer nicht an¬ 
gegeben werden, so ist, sofern dies nicht bereits er¬ 
folgt ist, zusätzlich die Vorgabe einer Versicherungs¬ 
nummer 

a) für einen Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 9, 

b) für einen Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 10 

zu beantragen. Die Vordrucke nach den Anlagen 9 
und 11 oder 10 und 12 sind zusammenhängend ab¬ 
zugeben. 

(2) Bei Beendigung der Beschäftigung oder bei 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeit¬ 
geber nach Entnahme eines Voidrucks nach den An¬ 
lagen 2 oder 6 dem Arbeitnehmer das Heft mit Ver¬ 
sicherungsnachweisen der Sozialversicherung auszu¬ 
händigen. Ist dies nicht möglich, so hat der Arbeit¬ 
geber das Heft bis zu acht Wochen nach dem Ende 
der Beschäftigung oder der Auflösung des Arbeits- 
verhäitnisses aufzubewahren; nach Ablauf der Frist 
kann es vernichtet werden, sofern das Arbeitsver¬ 
hältnis aufgelöst worden ist. 

§ 5 

Jaliresmeldung 

(1) Die Arbeitgeber haben jeweils spätestens bis 
zum 31. März eines Jahres jeden am 31. Dezember 
des Vorjahres beschäftigten Arbeitnehmer zu mel¬ 
den. Die Meldung ist zu erstatten 


a) für einen Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 2, 

b) für einen Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 6. 

§ 4 Abs, 1 Satz 5 gilt. Einer Meldung auf einem Vor¬ 
druck nach den Anlagen 11 oder 12 ist eine Anfor¬ 
derung von Versicherungsnachweisen der Sozialver¬ 
sicherung 

a) bei einem Arbeiler auf einem Vordruck nach der 
Anlage 4, 

b) bei einem Amgestollten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 8 

beizufügen, sofern Versicherungsnaebweise nicht be¬ 
reits angefordert sind. Ist ein Vordruck nach den An¬ 
lagen 4 oder 8 nicht vorhanden, so sind die Versiche¬ 
rungsnachweise der Sozialversicherung 

a) bei einem Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 9, 

b) bei einem Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 10 

anzufordern; § 4 Abs. 1 Satz 6 und 7 gilt entspre¬ 
chend. 

(2) Eine Meldung nach Absatz 1 entfällt, wenn 
wegen des Endes einer Beschäftigung zum 31. De¬ 
zember eines Jahres eine Meldung nach § 4 oder 
wegen einer mit Ablauf des 31. Dezember eines Jah¬ 
res eintretenden Veränderung eine Meldung nach 
§ 6 zu erstatten ist. 

§ 6 

Meldung aus sonstigem Anlaß 

(1) Die Arbeitgeber haben jede Veränderung im 
Beschäftigungs- oder Versicherungsverhältnis ihrer 
Arbeitnehmer, die nicht schon nach den §§ 3 und 4 zu 
melden ist und die für die Versicherungs- oder Bei¬ 
tragspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung 
oder in den gesetzlichen Rentenversicherungen oder 
für die Beitragspflicht nach dem Arbeitsförderungs¬ 
gesetz von Bedeutung ist, zu melden. Die Meldun¬ 
gen sind zu erstatten 

a) für einen Arbeiter auf Vordrucken nach den An¬ 
langen 2 und 3, 

b) für einen Angestellten auf Vordrucken nach den 
Anlagen 6 und 7. 

Der Arbeitgeber hat ferner einen Wechsel des zu- 
ständigen Trägers der Krankenversicherung oder 
des zuständigen Zweiges der gesetzlichen Renten¬ 
versicherungen zu melden. Bei einem Wechsel des 
zuständigen Trägers der Krankenversicherung ist 
die Meldung auf dem Vordruck nach den Anlagen 2 
oder 6 bei dem bisher zuständigen Träger der Kran¬ 
kenversicherung und die Meldung auf dem Vordruck 
nach den Anlagen 3 oder 7 bei dem künftig zustän¬ 
digen Träger der Krankenversicherung zu erstatten. 
Bei einem Wechsel des zuständigen Zweiges der 
gesetzlichen Rentenversicherungen richtet sich die 
Verwendung eines Vordrucks nach den Anlagen 2 
oder 6 nach dem bisher zuständigen und die Ver¬ 
wendung eines Vordrucks nach den Anlagen 3 oder 7 
nach dem künftig zuständigen Zweig der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherungen. Hinsichtlich der Fristen 
für die Abgabe der Meldungen auf Vordrucken nach 
den Anlagen 3 und 7 gilt § 3 Satz 1 und für Meldun- 



Nr. 127 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 30. November 1972 


2161 


gen auf Vordrucken nach dem Anlagen 2 und 6 gilt 
§ 4 Abs. 1 Sedz 1 enl-sprcchond. Sind Vordrucke nach 
den Anlagen 2, 3, 6 oder 7 nicht vorhanden, so gel¬ 
ten § 3 Satz 3 bis b und § 4 Abs. 1 Satz v5 bis 7 ent- 
.sprechend. Salz 1 gilt nicht bei Veränderungen des 
beitragspflichtigen Brutloarboitsenlgolts, soweit die 
Veränderung ohne Einfluß auf die Versicherungs¬ 
pflicht oder Bejtrags])flicht in der Krankenversiche¬ 
rung oder in den gesetzlichen Rentenversicherungen 
oder auf die Beitragspfiieht nach dem Arbeitsförde¬ 
rungs ge.setz ist. 

(2) Wird eine Beschäftigung ohne Fortzahlung von 
Entgelt mindc^stens einen Kalendermonat unterbro¬ 
chen, ohne daß die Mitgliedschaft in der Kranken¬ 
versicherung davon berührt wird, so hat der Arbeit¬ 
geber für die Zeit bis zum Beginn der Unterbrechung 
eine Meldung zu erstatten 

a) für einen Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 2, 

b) für einen Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 6; 

die Meldung ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Ablauf des erstem Kalendermonats der Unterbre¬ 
chung abzugeben. § 4 Abs. 1 Satz 5 bis 7 gilt. 

(3) Ändert sich die Staatsangehörigkeit eines Ar¬ 
beitnehmers, an den eine Versicherungsnummer ver¬ 
geben worden ist, so haben der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer dies dem zuständigen Träger der 
Krankenversicherung unter Angabe der Versiche¬ 
rungsnummer schriftlich mitzuteilen. Der Träger der 
Krankenversicherung hat die Anzeige an den für die 
Kontoführung zuständigen Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen weiterzuleiten; dieser hat die 
Bundesanstalt für Arbeit zu unterrichten. Entspre¬ 
chen die in den Versicherungsnachweisen vom Trä¬ 
ger der gesetzlichen Rentenversicherungen maschi¬ 
nell eingetragenen Daten nicht den tatsächlichen 
Verhältnissen, so gelten die Sätze 1 und 2 entspre¬ 
chend. 

§ 7 

Anforderung von Versictierungsnachweisen 

(1) Das Heft mit Versicherungsnachweisen der So¬ 
zialversicherung soll jeweils noch mindestens einen 
Vordruck nach den Anlagen 2 und 3 oder nach den 
Anlagen 6 und 7 enthalten. Ist das nicht der Fall 
oder wird ein letzter Vordruck nach den Anlagen 2, 
3. 6 oder 7 verwendet, so ist vom Arbeitgeber oder 
vom Arbeitnehmer über den nach § 2 Abs. 3 zustän¬ 
digen Träger der Krankenversicherung 

a) für Arbeiter auf einem Vordruck nach der An¬ 
lage 4, 

b) für Angestellte auf einem Vordruck nach der An¬ 
lage 8 

unverzüglich ein neues Heft mit Versicherungsnach¬ 
weisen der Sozialversicherung anzufordern. Bei einer 
Namensänderung des Arbeitnehmers gilt Satz 2. Ist 
ein Vordruck nach den Anlagen 4 oder 8 nicht vor¬ 
handen, so ist ein neues Heft mit Versicherungs¬ 
nachweisen 

a) für Arbeiter auf einem Vordruck nach der An¬ 
lage 9, 


b) für Angestellte auf einem Vordruck nach der An¬ 
lage 10 
anzufordern. 

(2) Wird ein Antrag auf Ausstellung eines Heftes 
mit Versicherungsnachweisen bei einer Stelle ein¬ 
gereicht, die nicht Träger der gesetzlichen Kranken¬ 
oder Rentenversicherung ist, so hat diese Stelle den 
Antrag unverzüglich an die Örtlich zuständige Orts¬ 
krankenkasse weiterzuleiten. 

(3) Nach Erhalt eines neuen Heftes mit Versiche¬ 
rungsnachweisen können die noch nicht verbrauch¬ 
ten Versicherungsnachweise des alten Heftes ver¬ 
nichtet werden. 

§ 8 

Allsfüllen der Vordrucke 

(1) Vordrucke nach den Anlagen 2 bis 4 und 6 bis 8 
sind mit Schreibmaschine unter Verwendung eines 
schwarzen Farbbandes auszufüllen. Die einzelnen 
Zeichen der Schrift müssen vollständig und auf der 
Erstschrift und den Durchschriften gut lesbar sein. 
Es ist nicht zulässig, die Vordrucke zu falten, zu 
knicken, zu beschädigen, zu beschmutzen, über die 
weißen Felder hinaus zu beschriften oder Eintragun¬ 
gen zu berichtigen. Es dürfen keine Firmenstempel 
und Behördenstempel benutzt werden, durch die das 
Papier der Vordrucke beschädigt oder verformt wird. 
Entsprechen der Vordruck oder die Eintragungen 
nicht den Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4, sind 
die Meldungen auf einem neuen Vordruck zu wie¬ 
derholen; der nicht verwendbare Vordruck ist zu 
vernichten. 

(2) Auf den Vordrucken nach den Anlagen 2 und 6 
sind stets folgende Felder wie folgt auszufüllen: 

a) „Beschäftigt gegen Entgelt". 

Es ist der Zeitraum einzutragen, in dem der Ar¬ 
beitnehmer während eines Kalenderjahres bei 
dem Arbeitgeber beschäftigt war. Ist die Beschäf¬ 
tigung ohne Fortzahlung von Entgelt für min¬ 
destens einen Kalendermonat unterbrochen ge¬ 
wesen, dann ist der Zeitraum bis zum Beginn der 
Unterbrechung einzutragen; Entsprechendes gilt 
in den übrigen Fällen des § 6. Bei mehreren Mel¬ 
dungen für Zeiträume desselben Kalenderjahres 
dürfen bereits gemeldete Zeiträume nicht erneut 
gemeldet werden. Tag und Monat sind mit je¬ 
weils zwei Ziffern, das Jahr mit seinen letzten 
beiden Ziffern zu bezeichnen. Ist der Tag oder 
Monat nur mit einer der Ziffern eins bis neun zu 
bezeichnen, so ist vor die Ziffer eine Null zu 
schreiben. 

b) „Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt in DM 
ohne Pfennige". 

Es ist das Bruttoarbeitsentgelt einzutragen, das 
der Arbeitnehmer für den angegebenen Zeitraum 
erhalten hat und für das Beiträge zu einem Trä¬ 
ger der Kranken- oder Rentenversicherung oder 
zur Bundesanstalt für Arbeit abgeführt sind; die 
in dem Zeitraum geltende Beitragsbemessungs¬ 
grenze. der Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten ist zu beachten. Pfennig¬ 
beträge von mehr als 49 sind nach oben, von 
weniger als 50 nach unten auf volle Deutsche- 
Mark-Beträge zu runden. Der Entgeltbetrag ist 
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stets mit fünf Ziffern einzutragen; bei Entgelt¬ 
beträgen von weniger als fünf Stellen sind die 
fehlenden Stollen mit Nullen in der Weise auf¬ 
zufüllen, daß diese den Ziffern vorgesetzt wer¬ 
den, die den Entgeltbetrag kennzeichnen. Ist kein 
Entgelt einzutragen, sind als Entgelt fünf Nullen 
einzutragen. 

c) „Betriebsnimimer". 

Es ist die Nummer einzutragen, die dem Arbeit¬ 
geber für den Betrieb, in dem der Arbeitnehmer 
bescbäfligt ist, von der Bundesanstalt für Arbeit 
zugeteilt ist. ist eine Zuteilung noch nicht erfolgt, 
so ist sie bei dem für den Betrieb zuständigen 
Arbeitsamt zu beantragen; der Arbeitgeber hat 
die für die Zuleiluiig der Betriebsnummer erfor¬ 
derlichen Ausküiiffe zu erteilen. 

d) „Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt in DM 
in Worten". 

In die vorgesehenen Felder „Zehntausender", 
„Tausender", „Munderter", „Zehner" und „Einer" 
sind die einzelnen Ziliern des Entgeltsbotrags als 
Wort einzutiagen. Auch, das Wort „Null" muß 
eingetragen werden. 

e) „Angciben zur Tätigkeit". 

Im Feld A sind die verschlüsselten Angaben über 
die ausgeübte Bcschdltigung oder Tätigkeit und 
im Feld B, beginnend vorn linken Rand des Fel¬ 
des, an erster Stelle die verschlüsselte Angabe 
über die Slellung im Berul im Zeitpunkt der Ab¬ 
gabe der Meldung und an zweiter Stelle die ver¬ 
schlüsselte Angabe über die Ausbildung des Ar¬ 
beitnehmers einzutragon. Die Schlüsselzahlen 
sind dem amtlichen Schlüssel Verzeichnis der Bun¬ 
desanstalt für Arbeit zu entnehmen. 

f) „Grund der Abgabe". 

Einzusotzen ist die in dem Vordruck abgedruckte 
Schlüsselzahl, die auf den zu meldenden Tat¬ 
bestand zu trifft. 

Die folgenden Felder sind entsprechend den Verhält¬ 
nissen, die im Zeitpunkt der Abgabe der Meldung 

beim Arbeitnehmer vorliegen, entweder leer zu las¬ 
sen oder wie folgt ausziifüllen: 

g) „Anschriftenänderung: ja". 

Ist eine Änderung der Anschrift gegenüber der 
Anschrift auf der Vorderseite des Heftes mit 
Versicherungsnachweisen eingetreten und ist die 
Änderung noch nicht auf Vordrucken nach den An¬ 
lagen 2, 4, 6, 8, 11 oder 12 oder formlos dem Trä¬ 
ger der gesetzlichen Rentenversicherungen mit- 
geteiit worden, wird das Feld mit dem Buch¬ 
staben „X" ausgefüllt. Die neue Anschrift (Buch¬ 
stabe h) ist einzutragen. 

h) „Anschriftenänderung eintragen". 

Die Anschrift ist in der Reihenfolge Postleitzahl, 
Wohnort, Straße und Hausnummer einzutragen; 
zwischen die Bezeichnungen des Wohnorts und 
der Straße ist ein Komma zu setzen. 

i) „Verheiratet: ja". 

Ist der Arbeitnehmer verheiratet, so ist in das 
Feld der Buchstabe „X" einzutragen. 


j) „Zahl der Kinder It. Steuerk.". 

Es ist nur die Zahl der Kinder in Ziffern anzu¬ 
geben, die auf der Lohnsteuerkarte des Arbeit¬ 
nehmers eingetragen ist. Eine einstellige Zahl 
ist durch das Vorsetzen der Ziffer „0" zu einer 
zweistelligen Zahl zu ergänzen. Sind keine Kin¬ 
der eingetragen, kann die Eintragung der Zif¬ 
fern „00" entfallen. 

k) „Rentner oder Rentenantragsteller: ja". 

In das Feld ist der Buchstabe „X" einzutragen, 
wenn der Arbeitnehmer eine Rente aus den ge¬ 
setzlichen Rentenversicherungen bezieht oder be¬ 
antragt hat. 

l) „Mehrfachbesebäftigter: ja". 

In das Feld ist ein „X" einzutragen, wenn der 
Arbeitnehmer bei mehreren Arbeitgebern be¬ 
schäftigt ist. 

m) „Namensänderung eintragen". 

Stimmt der Name des Arbeitnehmers mit dem in 
der obersten Zeile des Vordrucks eingetragenen 
Namen nicht mehr überein, so wird in das Feld 
zuerst der neue Familienname und dann der Vor¬ 
name (Rufname) eingetragen; beide Namen sind 
durch ein Komma zu trennen. Hinsichtlich der 
Schreibweise des Namens gilt DIN 5007. 

In den Fällen der Buchstaben e und g bis m hat 
der Arbeitgeber dafür zu sorgen, daß ihm die erfor¬ 
derlichen Tatsachen bekannt werden; gegebenen¬ 
falls ist der Arbeitnehmer zu befragen. 

Das Ausfüllen der Vordrucke wird mit folgenden 
Eintragungen abgeschlossen: 

n) „Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle)". 

Die vorgedruckte Abkürzung der in Betracht kom¬ 
menden Kassenart ist zu unterstreichen; der 
Name und gegebenenfalls die zuständige Ge¬ 
schäftsstelle des Trägers der Krankenversiche¬ 
rung sind einzutragen. 

o) „Name und Anschrift des Arbeitgebers (Firmen¬ 
stempel) 

An Stelle der vollständigen Bezeichnung des Ar¬ 
beitgebers kann eine verkürzte Bezeichnung der 
Firma und deren Anschrift eingetragen werden. 
Wird ein Firmenstempel verwendet, darf dieser 
nicht größer sein als das vorgegebene Feld auf 
dem Vordruck. 

p) „Konto-Nr. bei der Krankenkasse". 

Die Nummer, unter der der Arbeitgeber bei der 
Krankenkasse geführt wird, ist nur dann einzu¬ 
tragen, wenn diese Nummer nicht mit der Be¬ 
triebsnummer übereinstimmt. 

(3) Auf den Vordrucken nach den Anlagen 3 und 7 
sind die Felder entsprechend den in den Absätzen 1 
und 2 aufgestellten Grundsätzen auszufüllen. Es gel¬ 
ten folgende Ergänzungen: 

a) „Beginn der Beschäftigung". 

Bei Meldungen nach § 3 ist das Datum des Be¬ 
ginns der Beschäftigung, bei Meldungen nach § 6 
ist das Datum des Eintritts der Veränderung ein¬ 
zutragen. 
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b) „Beitragsgruppefn) 

In das Feld isL der aus der Anlage 16 ersichtliche, 
auf den Arbeitnehmer zutreffende Beitragsgrup¬ 
penschlüssel einzutragen. 

c) „ A ns chr ift e i 11 fr ag en". 

Es ist die Anschrift des Arbeitnehmers einzutra¬ 
gen, die im Zeitpunkt der Anmeldung gilt. 

(4) Auf den Vordrucken nach den Anlagen 4 und 8 
sind die Felder entsprechend den in den Absätzen 1 
und 2 aufgestellten Grundsätzen auszufüllen. Der 
neue Name und die neue Anschrift sind in Groß- 
buch.staben einzutragen. Die Umlaute A, ö und Ü 
sind in AE, OFi und UE und der Buchstabe ß in SS 
aufzulösen. Akzente sind wegzulassen. 

(5) Für die Ausfüllung der Vordrucke nach den 
Anlagen 11 und 12 gelten die Absätze 1 und 2 ent¬ 
sprechend. Der Name und Vorname, bei Frauen der 
Geburtsname, das Geburtsdatum, die Anschrift und, 
sofern bekannt, der den Träger der gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherungen kennzeichnende Buchstabe und 
die Versicherungsnummer des Arbeitnehmers sind 
in die dafür vorgesehenen Felder einzutragen; der 
den Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen 
kennzeichnende Buchstabe und die Versicherungs¬ 
nummer sind aus dem Ausweis über die Versiche¬ 
rungsnummer oder aus den Versicherungsnachwei¬ 
sen der Sozialversicherung zu übertragen. Für die 
Ausfüllung der Vordrucke nach den Anlagen 9 und 
10 gelten Absatz 3 und Satz 2 dieses Absatzes ent¬ 
sprechend. Die Vordrucke nach den Anlagen 9 bis 12 
sind vom Arbeitgeber zu unterschreiben. Kann bei 
einer Meldung auf einem Vordruck nach den An¬ 
lagen 9 oder 10 eine Versicherungsnummer nicht 
eingetragen werden, so sind die Angaben zur Person 
an Hand eines amtlichen Ausweises durch den Ar¬ 
beitgeber zu prüfen; in diesen Fällen ist der Vor¬ 
druck außer vom Arbeitgeber auch vom Arbeitneh¬ 
mer zu unterschreiben. 

§ 9 

Berichtigungen von Meldungen 

(1) Stellt der Arbeitgeber fest, daß bei einer be¬ 
reits abgegebenen Meldung Angaben hinsichtlich 
der Beschäftigungszeit oder der Höhe des beitrags¬ 
pflichtigen Bruttoarbeitsentgelts zu berichtigen sind, 
so hat er die Berichtigung 

a) für Arbeiter auf einem Vordruck nach der An¬ 
lage 17, 

b) für Angestellte auf einem Vordruck nach der An¬ 
lage 18 

unverzüglich vorzunehmen. § 4 Abs. 1 Satz 6 und 7 
und § 8 Abs. 2 gelten entsprechend. 

(2) Stellt ein Versicherungsträger fest, daß An¬ 
gaben hinsichtlich der Beschäftigungszeit oder der 
Höhe des beitragspflichtigen Bruttoarbeitsentgelts 
zu berichtigen sind, so kann er vom Arbeitgeber die 
Ausstellung einer neuen Versicherungskarte ver¬ 
langen. 

(3) Sonstige Berichtigungen hat der Arbeitgeber 
dem Träger der Krankenversicherung formlos unter 
Angabe des Namens, des den kontoführenden Trä¬ 
ger der gesetzlichen Rentenversicherungen kenn¬ 
zeichnenden Buchstabens und der Versicherungs¬ 
nummer des Arbeitnehmers unverzüglich mitzutei¬ 
len. 


§ 10 

Abgabe der Meldungen durch den Arbeitgeber 

Bei Meldungen auf Vordrucken nach den Anlagen 
2, 3, 6,'7, 11, 12, 17 und 18 sind die Erstschrift und 
die zweite Durchschrift bei dein zuständigeriTräger 
der Krankenversicherung einzureichen; bei Meldun¬ 
gen auf Vordrucken nach den Anlagen 2, 6, 11, 12, 
17 und 18 ist die erste Durchschrift dem Arbeitneh¬ 
mer auszuhändigen; bei Meldungen auf Vordrucken 
nach den Anlagen 3 und 7 verbleibt die erste Durch¬ 
schrift beim Arbeitgeber. Bei Meldungen auf Vor¬ 
drucken nach den Anlagen 4 und 8 ist die Erstschrift 
dem zuständigen Träger der Krankenversicherung 
und die erste Durchschrift dem Arbeitnehmer auszu¬ 
händigen; die zweite Durchschrift verbleibt beim 
Arbeitgeber. Bei Meldungen auf Vordrucken nach 
den Anlagen 9 und 10 sind die Erstschrift und die 
erste Durchschrift beim zuständigen Träger der Kran¬ 
kenversicherung einzureichen; die zweite Durch¬ 
schrift ist dem Arbeitnehmer auszuhändigen; die 
dritte Durchschrift verbleibt beim Arbeitgeber. 

§ 11 

Besonderheiten bei Betriebskrankenkassen, 
See-Krankenkasse und Buiidesknappschaft 

Betriebskrankenkassen, die die Daten der Meldun¬ 
gen nach der Datenübermittlungs-Verordnung wei¬ 
terleiten, können für Arbeitnehmer, für die sie der 
zuständige Träger der Krankenversicherung sind, 
eine von den Regelungen in den §§ 3 bis 7 und 9 ab¬ 
weichende Form der Meldungen des Arbeitgebers 
bestimmen. Hat der Arbeitnehmer, für den eine Mel¬ 
dung zu erstatten ist, keine Versicherungsnummer 
eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherun¬ 
gen, so hat die Betriebskrankenkasse, dafür zu sor¬ 
gen, daß 

a) für einen Arbeiter auf einem Vordruck nach der 
Anlage 9, 

b) für einen Angestellten auf einem Vordruck nach 
der Anlage 10 

unverzüglich ein Antrag auf Vergabe einer Ver¬ 
sicherungsnummer gestellt wird. Die Sätze 1 und 2 
gelten für die See-Krankenkasse und für die Bun¬ 
desknappschaft entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die See-Krankenkasse und die Bundesknappschaft 
auch die Form des Antrags auf Vergabe einer Ver¬ 
sicherungsnummer selbst bestimmen. Für Arbeit¬ 
nehmer, für die die See-Krankenkasse der nach 
§ 2 Abs. 3 zuständige Träger der Krankenversiche¬ 
rung ist, sind über die in § 2 Abs. 2 bestimmten 
Angaben hinaus auch Angaben über Berufsgruppe, 
Fahrzeuggruppe und Patent entsprechend dem 
Schlüsselverzeicbnis der See-Krankenkasse zu 
machen; die Frist für die Anmeldung beträgt ab¬ 
weichend von § 3 Satz 1 einen Monat. Bei Meldun¬ 
gen bei der Bundesknappschaft ist als Betriebs¬ 
nummer die von der Bundesknappschaft vergebene 
Arbeitgebernummer einzutragen. 

§ 12 

Aufgaben der Träger der Krankenversicherung 
(1) Die Träger der Krankenversicherung haben 
die bei ihnen eingehenden Meldungen daraufhin zu 
überprüfen, ob sie ordnungsgemäß und vollständig 



2164 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil I 


ausgefüllt sind, keine offenbar unrichtigen Angaben 
enthalten und ob sie rechl/eilig abgegeben werden. 
Sic haben dafür zu sorgen, daß iVlängel beseitigt und 
daß die Abgübelennine eirugdialten werden. So¬ 
fern eine Beseiligung von Mängeln bei Meldungen 
auf Vordrucken nach den Anlagen 2 bis 4, 6 bis 8, 
11 und 12 ohne Beeinträdiligiing der maschinellen 
Lesbarkeit der Meldungen möglich ist, erfolgt die 
Beseitigung der Mängel durch den Träger der Kran¬ 
kenversicherung oder nach dessen Aufforderung 
durch den Arbeilgef)er. Fehlende Angaben sind mit 
Schreibmaschine unter Verwendung eines schwarzen 
Farbbandes zu ergänzen. Ist eine Behebung von 
Mängeln ohne Beeinträchtigung der maschinellen 
Lesbarkeit nicht möglich, so hat der Träger der 
Krankenversicherung die Beseitigung der Mängel 
auf der abgegebenen Meldung vorzunehmen. Alle 
Zeichen einer mangelhaften Eintragung sind unter 
Verwendung einer OCR-Kugelschreiberniine mehr¬ 
mals deutlich durchzustreichen. Die richtige Angabe 
ist über das Feld zu setzen, in dem die mangelhafte 
Eintragung steht. Bei Meldungen auf Vordrucken 
nach den Anlagen 2, 6, 11 und 12 kann der Träger 
der Krankenversicherung statt der Berichtigung den 
Arbeitgeber zur Abgabe einer neuen Meldung auf¬ 
fordern oder diese selbst ausfertigen. Erfolgt eine 
Ergänzung oder Änderung von Angaben über die 
Beschäftigungszeit oder die Höhe des beitragspflich¬ 
tigen Bruttoarbeitsentgelts durch den Träger der 
Kränkenversicherung, so hat dieser den Arbeitge¬ 
ber und der Arbeitgeber den Arbeitnehmer hiervon 
schriftlich zu unterrichten, soweit die Ergänzung 
oder Änderung den Inhalt der Meldung berührt. 
Satz 9 gilt entsprechend bei einer Ergänzung oder 
Änderung durch den Arbeitgeber. Die Sätze 3 bis 8 
gelten nicht bei einer Weiterleitung der Meldungen 
nach der Datenübermittlungs- Verordnung. 

(2) Auf Verlangen eines Arbeitgebers, der nicht 
mehr als sieben Arbeitnehmer beschäftigt, haben 
die Träger der Krankenversicherung die Ausfüllung 
der Vordrucke nach den Anlagen 2 bis 4, 6 bis 8, 
11 und 12 vorzunehmen; dies gilt nicht, wenn der 
Arbeitgeber olfcnsichllich in der Lage ist, die Vor¬ 
drucke selbst auszufüJlen. Die Träger der Kranken¬ 
versicherung sind im übrigen gehalten, Arbeitgeber 
bei der Ausiülhing der Vordrucke nach den Grund¬ 
sätzen der Verhältnismäßigkeit zu unterstützen. 

(3) Die Träger der Krankenversicherung haben 
die Meldungen für Arbeiter auf Vordrucken nach 
den Anlagen 2 bis 4 an die Dalenstelle der Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter und die Mel¬ 
dungen für Angesleilte auf Vordrucken nach den 
Anlagen 6 bis 8 an die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte weiterzuleiten. Im Land Berlin sind 
Meldungen für Arbeiter auf Vordrucken nach den 
Anlagen 2 bis 4 an die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte weiterzuleilcn. Für Meldungen auf 
Vordrucken nach den Anlagen 9 bis 12, 17 und 18 
gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend, wenn auf den 
Vordrucken die Versieh er imgsnummer eingetragen 
ist. Ist bei einer Meldung auf einem Vordruck nach 
den Anlagen 11, 12, 17 und 18 eine Versicherungs¬ 
nummer nicht eingetragen, so ist die Meldung auf 
einem Vordruck nach den Anlagen 11, 12, 17 und 18 
und der dieser Meldung beigefügte Antrag auf Ver¬ 


gabe einer Versicherungsnummer auf einem Vor¬ 
druck nach den Anlagen 9 oder 10 zusammen an 
den für die Vergabe der Versicherungsnummer zu¬ 
ständigen Träger der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rungen weiterzuleiien; das gleiche gilt, wenn eine 
Meldung nach § 3 auf einem Vordruck nach den 
Anlagen 9 oder 10 ohne Angabe einer Versiche- 
riingsnummer erfolgt. Anforderungen neuer Ver¬ 
sicherungsnachweise der Sozialversicherung sind 
unverzüglich und getrennt von den übrigen Mel¬ 
dungen, Meldungen nach den §§ 3, 4, 6 und 9 sind 
spätestens innerhalb von zehn Tagen nach ihrem 
Eingang, und Meldungen nach § 5 sind innerhalb 
von 14 Tagen nach ihrem Eingang, spätestens bis 
zum 31. Mai eines jeden Jahres weiterzuleiten. 
Eine Versendung durch die Post hat als Wertsen¬ 
dung mit der Wertangabe 100 Deutsche Mark zu 
erfolgen; dies gilt nicht, wenn nur Anforderungen 
neuer Versicherungsnachweise der Sozialversiche¬ 
rung versandt werden. 

§ 13 

Meldungen beilragsloser Zeiten 

(1) Beitragslose Zeiten sind 

a) für Versicherte der Rentenversicherung der Ar¬ 
beiter auf Vordrucken nach der Anlage 13, 

b) für Versicherte der Rentenversicherung der An¬ 
gestellten auf Vordrucken nach der Anlage 14, 

c) für Versicherte der knappschaftlichen Rentenver¬ 
sicherung, die nicht in einem knappschaftlichen 
Betrieb beschäftigt sind, auf Vordrucken nach 
der Anlage 13, soweit nicht nach Buchstabe b 
die Meldung auf einem Vordruck nach der An¬ 
lage 14 zu erfolgen hat, 

nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu melden. Für 
Versicherte, die zur Rentenversicherung der Arbei¬ 
ter und zur Rentenversicherung der Angestellten 
Beitrage entrichtet haben, richtet sich die Verwen¬ 
dung eines Vordrucks nach den Anlagen 13 oder 
14 nach dem Versicherungszweig, zu dem zuletzt 
Beiträge entrichtet worden sind. In den Meldungen 
müssen der Versicherungsträger und die Versiche¬ 
rungsnummer angegeben werden. Versicherte, an 
die noch keine Versicherungsnummer vergeben 
wurde, sind zunächst zur Stellung eines Antrages 
auf Vergabe einer Versicherungsnummer aufzu¬ 
fordern. 

(2) Die Bundesanstalt für Arbeit hat Tatbestände 
von Ausfallzeiten nach § 1259 Abs. 1 Nr. 2 a und 3 
der Reichsversicherungsordnung, § 36 Abs. 1 Nr. 2 a 
und 3 des Angestelltenversicherungsgesetzes und 
§ 57 Nr. 2 a und 3 des Reichsknappschaftsgesetzes, 
der Träger der Krankenversicherung, dem der Ver¬ 
sicherte als Mitglied angehört, hat Tatbestände von 
Ausfallzeiten nach § 1259 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 der 
Reichsversicherungsordnung, § 36 Abs. 1 Nr. 1, 2 
und 4 des Angestelltenversicherungsgesetzes und 
§ 57 Nr. 1, 2 und 4 des Reichsknappschaftsgesetzes, 
Zeiten einer Fach- und Hochschulausbildung, auch 
wenn diese nicht abgeschlossen sind, und Tatbe¬ 
stände von Ersatzzeiten nach § 1251 Abs. 1 Nr. 1 
der Reichsversicherungsordnung, § 28 Abs. 1 Nr. 1 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und § 51 
Nr. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes zu melden. 
Gehört der Versicherte keinem Träger der Kran- 
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kenvcrsicherring als Mitglied an, so ist die für den 
Wohnsitz dos Versicherten zuständige Ortskranken- 
kasso zuständig; ist eine Betriobskrankenkasse für 
den Einzug der Beiträge zu den gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherungen oder zur Bundesanstalt für Arbeit 
zuständig, so tritt sie an die Stelle der Ortskranken¬ 
kasse. Ergibt sich der Tatbestand einer Ausfallzeit 
nur unter Zusammenrechnung mehrerer der in 
§ 1259 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Reichsversicherungs- 
ordnimg, § 36 Abs. 1 Nr. 1 bi.s 3 des Angestcllten- 
versicheriingsgesetzes und § 57 Nr. 1 bis 3 des 
Reichsknappschaftsgesetzes genannten Zeiten, so ist 
der Träger der Krankenversicherung zuständig, so¬ 
fern nicht nur eine Zusainmenrechnung von Zeiten 
der Arbeitslosigkeit und des Bezugs von Schlecht¬ 
weilergeld in Betracht kommt; in diesem Falle ist 
die Bundesanstalt für Arbeit zuständig. 

(3) Meldungen von Tatbeständen einer Ausfall¬ 
zeit nach Absatz 2 erfolgen von Amts wegen, wenn 
der Bundesanstalt für Arbeit oder dem Träger der 
Krankenversicherung bei Erledigung ihrer Aufga¬ 
ben ein entsprechender Tatbestand bekannt wird; 
dies gilt nicht, soweit die Bundesanstalt für Arbeit 
nach Absatz 2 Satz 3 zuständig ist. Im übrigen er¬ 
folgt die Meldung auf Antrag des Versicherten. 
Ausfallzeittatbestände, die nicht von Amts wegen 
gemeldet werden, und Ersatzzeittatbestände dürfen 
nur gemeldet worden, wenn sie in den dafür be¬ 
stimmten oder in anderen amtlichen Bescheinigun¬ 
gen nachgewiesen werden. 

(4) Für die Ausfüllung der Vordrucke nach den 
Anlagen 13 und 14 und ihre Weiterleitung gelten 
§ 8 Abs. 1 und 5 und § 12 Abs. 3 entsprechend; die 
Meldungen sind innerhalb eines Monats nach be¬ 
kanntgewordenem Abschluß der Zeiten zu erstatten. 
Eine Durchschrift der Meldung ist dem Versicherten 
zu geben. 

(5) Tatbestände von Ersatz- und Ausfallzeiten, 
die nicht nach den Absätzen 2 bis 3 zu melden sind, 
sind auf Antrag des Versicherten durch den nach 
Absatz 2 zuständigen Träger der Krankenversiche¬ 
rung bei Arbeitern der örtlich zuständigen Landes- 
versicherungsanstalt und bei Angestellten der Bun¬ 
desversicherungsanstalt für Angestellte unter An¬ 
gabe des den kontoführenden Träger der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherungen kennzeichnenden Buch¬ 
stabens und der Versichcrungsnummer des Ver¬ 
sicherten formlos mitzuteilen. Der Versicherte kann 
die Vormerkung von Tatbeständen einer Ersatz- 
und Ausfallzeit auch unmittelbar bei dem für die 
Kontoführung zuständigen Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen beantragen. Den Anträgen 
sind geeignete Beweismittel beiziifügen. Die Träger 
der Krankenversicherung sind verpflichtet, auf An¬ 
trag der Versicherten auch sonstige für die Daten¬ 
speicherung und Rentenberechnung wichtigen Tat¬ 
sachen bei Arbeitern der örtlich zuständigen Landes¬ 
versicherungsanstalt, bei Angestellten der Bundes- 
vcrsicherimgsansialt für Angestellte mitzuteilen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für Arbeiter der 
Deutschen Bundesbahn, die Mitglieder der Betriebs¬ 
krankenkasse der Deutschen Bundesbahn sind, mit 
der Maßgabe, daß die Betriebskrankenkasse der 
Deutschen Bundesbahn Meldungen unmittelbar der 


Bundesbahn-Versicherungsanstalt zu erstatten hat 
und daß die Form der Meldungen zwischen der Be¬ 
triebskrankenkasse der Deutschen Bundesbahn und 
der Bundesbahn-Versicherungsanstalt abweichend 
von Absatz 1 vereinbart werden kann. Satz 1 gilt 
entsprechend für Arbeitnehmer, die Mitglieder der 
See-Krankenkasse sind und für die die Seekasse 
die Rentenversicherung der Arbeiter oder die Ren¬ 
tenversicherung der Angestellten durchführt. 

(7) Hat der Träger der Krankenversicherung oder 
die Bundesanstalt für Arbeit Zweifel, ob ein Tat¬ 
bestand einer Ersatz- oder Ausfallzeit vorliegt, so 
haben sie den Sachverhalt bei Arbeitern der örtlich 
zuständigen Landesversicherungsanstalt, bei Ange¬ 
stellten der Bundesversicherungsanstalt für Ange¬ 
stellte mitzuteilen und die vorliegenden Unterlagen 
beizufügen; Absatz 5 Satz 1 gilt entsprechend. 

(8) Die Träger der Krankenversicherung und die 
Bundesanstalt für Arbeit sind an Erklärungen der 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen zu 
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung gebun¬ 
den. 

§ 14 

Aufgaben der Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

(1) Die Datenstelle der Träger der Rentenver¬ 
sicherung der Arbeiter und die Bundesversicherungs¬ 
anstalt für Angestellte haben von den bei ihnen 
eingehenden Meldungen die Daten nach Maßgabe 
des Absatzes 2 unverzüglich auf maschinell ver¬ 
wertbaren Datenträgern so aufzunehmen, daß sie 
von den Trägern der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rungen und von der Bundesanstalt für Arbeit ma¬ 
schinell übernommen werden können, und sie, so¬ 
weit sie benötigt werden, an die Träger der ge¬ 
setzlichen Rentenversicherungen und an die Bun¬ 
desanstalt für Arbeit weiterzuleiten. Dabei haben 
sie die Daten entsprechend dem jeweiligen Stand 
der Technik zu sichern und vor unberechtigtem Zu¬ 
griff zu schützen. Werden Meldungen an die Daten¬ 
stelle der Träger der Rentenversicherung der Ar¬ 
beiter und an die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte auf Magnetband übermittelt, so sind 
auf Verlangen der Träger der gesetzlichen Renten¬ 
versicherungen und der Bundesanstalt für Arbeit 
auch Daten, die nach Absatz 2 nicht aufzunehmen 
sind, weiterzuleiten. 

(2) Von den Meldungen sind folgende Daten auf 
maschinell verwertbare Datenträger aufzunehmen: 

Aus den Vordrucken nach den Anlagen 2 bis 4, 
6 bis 8 und 11 bis 14 
Versicherungsträger, 

Versicherungsnummer. 

Außer den in Satz 1 aufgeführten Daten: 

Aus den Vordrucken nach den Anlagen 3 und 7 
Staatsangehörigkeit, 

Angaben über den Familienstand, 

Zahl der Kinder laut Steuerkarte, 

Betriebsnummer, 

Beginn der Beschäftigung, 

Angaben zur Tätigkeit, 
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Beitragsgruppe, 

Angaben darüber, ob der Arbeitnehmer Rentner 
oder Rentenantragsteller ist, 

Grund der Abgabe. 

Aus den Vordrucken nach den Anlagen 2, 6, 11 
und 12 

Beschäftigungszeit, 

Beitragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt, 
Betriebsnummer, 

Angaben zur Tätigkeit, soweit sie maschinell ge¬ 
lesen werden können, 

Grund der Abgabe. 

Aus den Vordrucken nach den Anlagen 13 und 14 
Dauer der bescheinigten Zeit, 

Art der Zeit und gegebenenfalls Abschluß. 

Meldungen ohne oder mit einer nicht plausiblen 
Betriebsnummer sind vor der Aufnahme der Daten 
auf maschinell \erwertbare Datenträger von der 
Bundesanstalt für Arbeit mit der zutreffenden Be¬ 
triebsnummer zu versehen. 

(3) Die Datenstelle der Träger der Rentenver¬ 
sicherung der Arbeiter kann Meldungen auf Vor¬ 
drucken nach den Anlagen 13 und 17 an den konto¬ 
führenden Träger der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rungen weiterleiten; das gleiche gilt bei Meldungen 
auf Vordrucken nach den Anlagen 2 und 11, die 
Mitteilungen über eine Anschriftenänderung enthal¬ 
ten, hinsichtlich der Daten der Anschriftenänderung. 

(4) Meldungen auf Vordrucken nach den Anlagen 
3 und 7, deren Inhalt maschinell nicht oder nicht 
vollständig gelesen werden kann, sind von der 
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter oder der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte an die Bundesanstalt für Arbeit weiter¬ 
zuleiten, es sei denn, daß diese sich mit den aus der 
Meldung erfaßbaren Daten begnügt. Meldungen auf 
Vordrucken nach den Anlagen 2, 6, 11 und 12, die 
nicht entsprechend Absatz 2 erfaßt werden können, 
sind an den für die Kontoführung zuständigen Trä¬ 
ger der gesetzlichen Rentenversicherungen zu leiten. 
Wird auf Vordrucken nach den Anlagen 9 oder 10 
eine Anmeldung vorgenommen, so sind die Vor¬ 
drucke unverzüglich an die Bundesanstalt für Arbeit 
weiterzuleiten. Wird mit einer Anmeldung auf Vor¬ 
drucken nach den Anlagen 9 und 10 zugleich ein 
neues Heft mit Versicherungsnachweisen der Sozial¬ 
versicherung angefordert, so hat die Datenstelle 
der Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
oder die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
vor Weiterleitung der Meldung an die Bundesan¬ 
stalt für Arbeit die Daten hinsichtlich der Anfor¬ 
derung von neuen Versicherungsnachweisen auf¬ 
zunehmen. 

(5) Meldungen über einen Versicherten, die einem 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen zu¬ 
geleitet werden, der nicht der kontoführende Ver¬ 
sicherungsträger ist, sind unverzüglich an den konto¬ 
führenden Träger der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rungen weiterzuleiten. Erfolgt für einen Arbeitneh¬ 
mer eine Anmeldung auf einem Vordruck nach den 
Anlagen 9 oder 10 und wird zugleich ein Antrag auf 
Vergabe einer Versicherungsnummer gestellt, so hat 


der die Versicherungsnummer vergebende Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherungen sicherzustel¬ 
len, daß die Bundesanstalt für Arbeit von der An¬ 
meldung und der vergebenen Versicherungsnummer 
Kenntnis erhält. 

(6) Meldungen nach dieser Verordnung, deren 
Daten von den Trägern der gesetzlichen Renten¬ 
versicherungen, von der Datenstelle der Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der Bundes¬ 
anstalt für Arbeit auf maschinell verwertbaren Da¬ 
tenträgern aufgenommen und ausreichend gesichert 
sind, können vernichtet werden. Das gleiche gilt 
für die im Land Berlin seit dem Jahre 1971 verwen¬ 
deten maschinell lesbaren Versicherungskarten. 

§ 15 

Datenspeicherung 

(1) Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherun¬ 
gen haben für die Versicherten, für die in maschi¬ 
neller Form ein Konto geführt wird, alle Daten, die 
nach dem jeweils geltenden Recht der gesetzlichen 
Rentenversicherungen erheblich sein können, min¬ 
destens soweit sie für Zeiten vom 1. Januar 1973 
an anfallen, so zu speichern, daß sie jederzeit für 
jeden Versicherten abrufbar bereitstehen und zwi¬ 
schen den Trägern der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rungen auf maschinell verwertbaren Datenträgern 
ausgetauscht werden können. Bei der Datenspeiche¬ 
rung und bei einem Datenaustausch sind die Daten 
entsprechend dem jeweiligen Stand der Technik 
zu sichern und vor unberechtigtem Zugriff zu schüt¬ 
zen. Zuständig für die Datenspeicherung ist der je¬ 
weils für die Kontoführung zuständige Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherungen. Die Datenspei¬ 
cherung kann für mehrere Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen gemeinsam erfolgen. 

(2) Die einen Versicherten betreffenden Versiche¬ 
rungsunterlagen für Zeiten vor dem 1. Januar 1973, 
deren Inhalt nach Absatz 1 gespeichert ist, können 
vernichtet werden, wenn 

1. dem Versicherten vorher ein Ausdruck der ge¬ 
speicherten Daten zugestellt worden ist und er 
nicht innerhalb von drei Monaten Einwendungen 
gegen die Richtigkeit und Vollständigkeit der 
gespeicherten Daten erhoben hat und 

2. die Versicherungsunterlagen so mikroverfilmt 
sind, daß auf sie im Bedarfsfall zurückgegriffen 
werden kann. 

Der Versicherte ist auf die Möglichkeit der Ver¬ 
nichtung der Versicherungsunterlagen ausdrücklich 
hinzuweisen. Die Zustellung eines Ausdrucks nach 
Satz 1 Nr. 1 kann unterbleiben, wenn Versicherungs¬ 
karten vernichtet werden sollen, in denen keine 
Beiträge durch Verwendung von Beitragsmarken 
entrichtet worden sind. § 14 Abs. 6 Satz 2 bleibt 
unberührt. Satz 1 gilt entsprechend für Versiche¬ 
rungskarten, in denen Beiträge durch Verwendung 
von Beitragsmarken für Zeiten vom 1. Januar 1973 
an entrichtet sind. Alle übrigen Versicherungsunter¬ 
lagen, die im Sinne des Absatzes 1 erhebliche Daten 
für Zeiten vom 1. Januar 1973 an enthalten, können 
nach Speicherung dieser Daten an den Versicherten 
zurückgesandt werden. 
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§ 16 

Zuständigkeit für die Kontoführung 

(1) Ziislündig für die Kontoführung in der Renten¬ 
versicherung der Arbeiter ist 

1. die Landesversicherimgsanstalt, die die Versiche¬ 
rung sniimrn er vergeben hat, 

2. die Landesversichcrungsanstalt, deren Bereichs- 
nurniner sich ergibt, wenn von der in der Ver¬ 
sicherung snuinmer enthaltenen Bereichsnummer 
die Zahl 40 abge/ogen wird, wenn die Bundes- 
versicherungsanstdll für Angestellte die Versiche- 
nmgsnummer vergeben hat, 

3. die Landesvcrsicherungsanstalt Oberfranken und 
Mittelfranken, wenn die Bundesbahn-Versiche¬ 
rungsanstalt die Versicherungsnummer vergeben 
hat, 

4. die Landesversicherungsanstalt Freie und Hanse¬ 
stadt Hamburg, wenn die Seekasse die Versiche¬ 
rungsnummer vergeben hat, 

5. die Landesvcrsicherungsanstalt Westfalen, wenn 
die Bundesknappschaft eine Versicheningsnum- 
mer mit der Bereichsnummer 80 vergeben hat, 

6. die Landes Versicherungsanstalt Rheinprovinz, 
wenn die Bundesknappschaft eine Versicherungs¬ 
nummer mit der Bereichsnummer 81 vergeben hat, 

7. die Landesversidierungsanstalt für das Saarland, 
wenn die Bundesknappschaft eine Versicherungs¬ 
nummer mit der Bereichsnummer 82 vergeben hat, 

8. abweichend von den Nummern 1 bis 7 die Lan¬ 
desversicherungsanstalt Rheinprovinz für die 
Dauer der Entrichtung von Beiträgen zur Ren¬ 
tenversicherung der Arbeiter aus dem Ausland. 

Satz 1 gilt nicht bei Versicherten, für die die See¬ 
kasse, die Biindesbahn-Versicherangsanstalt oder 
die Bundesknappschaft für die Kontoführung zu¬ 
ständig ist. Die Bundesbahn-Versicherungsanstalt 
und die Seekasse sind für die Kontoführung zu¬ 
ständig bei Versicherten, für die sie die Rentenver¬ 
sicherung der Arbeiter durchzuführen haben. Die 
Scekasse ist außerdem zuständig bei Versicherten, 
für die mindestens für 60 Monate Beiträge zur See¬ 
kasse entrichtet sind, soweit nicht die Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt oder nach Absatz 3 die Bun¬ 
desknappschaft für die Kontoführung zuständig ist. 

(2) Zuständig für die Kontoführung in der Ren¬ 
tenversicherung der Angestellten ist die Bundes¬ 
versicherungsanstalt für Angestellte, soweit nicht 
die Seokasse oder die Bundesknappschaft zuständig 
ist. Die Seekasse ist für die Versicherten zuständig, 
für die sic die Renten festzustcllen und zu zahlen 
hat. 

(3) Die Bundesknappschaft ist für die Kontofüh¬ 
rung bei den Versicherten zuständig, die nach dem 
Reichsknappschaftsgesetz versicherungspflichtig sind 
oder die die Wartezeit für die Bergmannsrente nach 
§ 45 Abs. 1 Nr. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 
erfüllt haben, soweit nicht die Bundesbahn-Versiche¬ 
rungsanstalt oder nach Absatz 1 Satz 3 die Seekasse 
zuständig ist. 

(4) Bei Mehrfachbeschäftigten ist für die Konto¬ 
führung zuständig 


1. die Bundesknappschaft, wenn eine der Beschäfti¬ 
gungen in der knappschaftlichen Rentenversiche¬ 
rung versicberungspflichtig ist oder der Versi¬ 
cherte die Wartezeit nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 des 
Reichsknappschaftsgesetzes erfüllt hat, es sei 
denn, daß nach Absatz 1 Satz 3 die Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt oder die Seekasse zustän¬ 
dig ist, 

2. die Bundesbahn-Versicherungsanstalt, wenn sie 
für eine der Beschäftigungen die Rentenversiche¬ 
rung der Arbeiter durchzuführen hat, 

3. die Seekasse, wenn sie für eine der Beschäfti¬ 
gungen die Rentenversicherung durchzuführen 
hat oder der Versicherte mindestens für 60 Mo¬ 
nate Beiträge zur Seekasse entrichtet hat, soweit 
nicht nach den Nummern 1 und 2 die Bundes¬ 
knappschaft oder die Bundesbahn-Versicherungs¬ 
anstalt zuständig ist, 

4. die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
wenn eine der Beschäftigungen in der Angestell¬ 
tenversicherung versicherungspflichtig ist, soweit 
nicht nach den Nummern 1 bis 3 die Bundes¬ 
knappschaft, die Bundesbahn-Versicherungsan¬ 
stalt oder die Seekasse zuständig ist. 

(5) Die Träger der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rungen haben sicberzustellen, daß bei einem Wech¬ 
sel des kontoführenden Trägers ein Datenaustausch 
zwischen den Trägern untereinander und zwischen 
den Trägern und der Datensteile der Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter möglich ist. 

(6) Tritt ein Wechsel in der Zuständigkeit für die 
Kontoführung ein, so hat der vor dem Wechsel 
zuständige Träger dem künftig kontoführenden Trä¬ 
ger nach Anzeige des Zuständigkeitswechsels den 
Inhalt des Versicherungskontos sofort zu übermit¬ 
teln. Auf eine entsprechende Anforderung des künf¬ 
tig kontoführenden Trägers sind auch die den Ver¬ 
sicherten betreffenden Versicberungsunterlagen zu 
übersenden. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn ein Wechsel in der Zuständigkeit für die 
Kontoführung vor Inkrafttreten dieser Verordnung 
stattgefunden hat. 

(7) Jeder Träger der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rungen ist verpflichtet, alle ihm in bezug auf einen 
Versicherten bekannt werdenden Daten, die nach 
dem jeweils geltenden Recht der gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherungen für die Datenspeicherung oder 
für die Gewährung von Leistungen erheblich sein 
können, dem kontoführenden Träger mitzuteilen. 

§ 17 

Unterrichtung der Versicherten 

(1) Der für die Kontoführung zuständige Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherungen hat den Ver¬ 
sicherten, für die er in maschineller Form ein Konto 
führt, mindestens alle drei Jahre einen Nachweis 
über die gespeicherten Daten {Versicherungsverlauf) 
zu übersenden. Versicherten, die ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Geltungs¬ 
bereich dieser Verordnung haben, ist ein Versiche¬ 
rungsverlauf nur auf Antrag zu übersenden. Der 
Versicherungsverlauf hat in zeitlicher Reihenfolge 
die von den Versicherten zurückgelegten Beitrags-, 
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Ersalz- und Ausfallzeiten, die Höhe des in den 
einzelnen Zeiten versicherten beitragspflichtigen 
BruUoarbeitscmtgelts und eine Bezeichnung der zu- 
rüchgelegten Zeitcui zu enthalten. Auf Zeiten, für 
die rechtserhebliche Tatbc^stände nicht ermittelt wor¬ 
den sind, ist besonders hinzu weisen, sofern sie 
mindestens einen Kalendermonat umfassen. Sind 
Beitrage nach Beitragsklassen entrichtet, so sind 
die Zahl und Klasse der Beiträge und, soweit wie 
möglich, die Zeit, für die die Beiträge entrichtet 
sind, anzugeben. Ein erster Versicherimgsverlauf 
ist spätestens bis zum 31. Dezember 1977 zu über¬ 
senden. 

(2) Der Versicherte soll den Versicherungsver¬ 
lauf auf Richtigkeit und Vollständigkeit hin über¬ 
prüfen. Mängel sollen dem Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen innerhalb von drei Monaten 
nach Übersendung mitgeteilt werdem. Der Mitteilung 
sind die zur Beseitigung von Mängeln geeigneten 
Bewe ismittel beizu fü gen. 

(3) Der Versicherimgsverlauf ist kein die Betei¬ 
ligten bindender Vcrwallungsakt. 

§ 18 

Sonderregelung für unständig Beschäftigte 

(1) Unständig Beschäftigte, die nicht nach den 
§§ 3 bis 6 gemeldet werden, hat der Arbeitgeber bei 
dem für sie zusländigen Träger der Krankenver¬ 
sicherung nach Maßgabe der folgenden Sätze zu 
melden; die Meldepflicht nach § 444 der Reichsver¬ 
sicherungsordnung bleibt unberührt. Die Meldung 
ist bis zum fünften Werktag eines jeden Monats 
für den abgelau lenen Monat zu erstatten. Sie hat 
den Namen, die Anschrift und die Betriebsnummer 
des Arbeitgebers, den den Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen kennzeichnenden Buchstaben, 
die Versichorungsnumrner, den Namen und Vor¬ 
namen, das Gebuitsdatiim, hoi Frauen auch den Ge¬ 
burtsnamen, und die Anschrift des unständig Be¬ 
schäftigten zu enthalten, ln der Meldung sind fer¬ 
ner Angaben über die einzelnen Tage, an denen 
eine Beschäftigung ausgeübt wurde, über die Höhe 
des in der Rcnicmversicherung bcitragspflichtigcri 
Brultoarbeitsentgcits und über einbehaltene Bei¬ 
träge zur Krankenversichc^rung zu machen. Der Trä¬ 
ger der Krankenversicherung kann bestimmen, daß 
die genannten und sonstigen von ihm für die Durch¬ 
führung der Versicherung und der ihm übertrage¬ 
nen Aufgaben benötigten Angaben in einer be¬ 
stimmten Form (Liste) zu machen sind. Der den 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen kenn¬ 
zeichnende Buchstabe und die Versicherungsnummer 
sind aus dem Ausweis über die Versicherungsnum- 
mer oder aus Versidierungsnachweisen der Sozial¬ 
versicherung des unständig Beschäftigten zu Über¬ 
tragern. Kann auf der Meldung eine Versicherungs¬ 
nummer nicht angegeben werden, so ist gleichzei¬ 
tig mit der Meldung die Vergabe einer Versiche¬ 
rungsnummer auf einem Vot druck nach den Anla¬ 
gen 9 oder 10 zu beantragen. § 8 Abs. 5 Satz 5 
gilt. Nach Vergabe der Versicherungsnummer hat 
der unständig Beschäftigte dem Arbeitgeber und 
dieser dem Träger der Krankenversicherung die 
Versicherungsnuinraer mitzuteilen. 


(2) Der Träger der Krankenversicherung hat spä¬ 
testens bis zum 31. März eines jeden Jahres die un¬ 
ständig beschäftigten Arbeiter der für ihn örtlich 
zuständigen Landesversicherungsanstalt und die un¬ 
ständig beschäftigten Angestellten der Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte zu melden, wenn 
für die unständig Beschäftigten im Laufe des vor¬ 
aufgegangenen Jahres Beiträge zur Rentenversiche¬ 
rung entrichtet sind. Die Meldung hat den den Trä¬ 
ger der gesetzlichen Rentenversicherungen kenn¬ 
zeichnenden Buchstaben, die Versicherungsnummer 
des unständig Beschäftigten, die Beschäftigungszeit 
und die Höhe des erzielten beitragspflichtigen Brut¬ 
toarbeitsentgelts zu enthalten. Als Beschäftigungs- 
Zeit ist die Zeit vom ersten bis zum letzten Tag der 
Beschäftigung in dem voraufgegangenen Jahr zu 
melden, wenn in jedem. Kalendermonat mindestens 
an einem Tage eine Beschäftigung ausgeübt wurde. 
Ist in einem Kalendermonat keine Beschäftigung 
ausgeübt worden, so sind die einzelnen Beschäfti¬ 
gungszeiträume im Sinne des Satzes 3 und das 
in ihnen erzielte Bruttoarbeitsentgelt getrennt aus¬ 
zuweisen. Entfallen auf dieselben Zeiträume Be¬ 
schäftigungen bei mehreren Arbeitgebern, sind die 
Zeiträume nur einmal und die Entgelte zusammen¬ 
gezählt in einer Summe anzugeben. 

§ 19 

Kontrollmeldung durch Entleiher 

Der Entleiher (§ 317 a der Reichsversicherungs¬ 
ordnung und § 10 des Arbeitsförderungsgesetzes) 
hat Beginn und Ende der Überlassung eines Leih¬ 
arbeitnehmers innerhalb von zwei Wochen auf 
einem Vordruck nach der Anlage 15 zu melden. Die 
Erstschrift und die erste Durchschrift sind bei dem 
in § 2 Abs. 3 bestimmten Träger der Krankenver¬ 
sicherung einzureichen; die zweite Durchschrift ist 
vom Entleiher drei Jahre aufzubewahren. Ist der 
Leiharbeitnehmer weder krankenversicherungs- 
pflichtig, rentenversicherungspflichtig noch beitrags¬ 
pflichtig auf Grund des Arbeitsförderungsgesetzes 
und sind für ihn auch keine Beitragsanteile zu den 
gesetzlichen Rentenversicherungen zu entrichten, 
so ist die Meldung nach Satz 1 bei dem Träger 
der Krankenversicherung zu erstatten, dem der 
Leih arbeitnehm er anzugehören hätte, wenn er zu 
dem Entleiher in einem krankenversichenmgspflich- 
tigen Beschäftigungsverhältnis stünde. Der Träger 
der Krankenversicherung hat die erste Durchschrift 
an das für den Betriebssitz des Verleihers örtlich 
zuständige Arbeitsamt oder, falls die Bundesanstalt 
für Arbeit eine andere Stelle bestimmt hat, an diese 
zu senden. 

§20 

Kostenregelung 

Die bei den Trägern der Krankenversicherung und 
der gesetzlichen Rentenversicherungen sowie bei 
der Bundesanstalt für Arbeit auf Grund dieser Ver¬ 
ordnung und der Datenübermittlungs-Verordnung 
entstehenden Kosten werden entsprechend dem Um¬ 
fang der Beteiligung am Verfahren durch pauschale 
Zahlungen ausgeglichen. Die Beteiligten können 
über die Ausgleichszahlungen eine Vereinbarung 
treffen. 
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§ 21 

Oidnungswidrigkeiten 

Ordnimgswjdrjg im Sinne des § 231 Abs. 2 des 
Arbeitslörderungsgesclzes handelt, wer als Arbeit¬ 
geber vorsätzlich oder fahrlässig 

1. eine Meldung entgegen einer Vorschrift des 

a) § 1 Abs. 1 Satz 3, 

b) § 2 Abs. 2 Satz 1 oder § 8 Abs. 1 Satz 1 bis 4, 
Abs. 2 bis 5 Satz 1 bis 4, 

c) § 3 Satz 1 bis 3, 

d) §4 Abs. 1 Satz 1,3 bis 5, 

e) § 5 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1, 
§ 5 Abs, 1 Satz 2 oder 3, 

f) § 6 Abs. 1 Satz 1 bis 6 oder Satz 7 in Verbin¬ 
dung mit § 3 Satz 3 oder § 4 Abs. 1 Satz 5 
oder des § 6 Abs. 2 Satz 1 oder Satz 2 in Ver¬ 
bindung mit § 4 Abs. 1 Satz 5, 

g) § 10, 

h) § 11 Satz 4 oder 5 oder 

i) § 19 Satz 1, Satz 2 Halbsatz 1 oder Satz 3 
nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Form oder nicht rechtzeitig erstattet, 

2. einen Versicherungsnachweis entgegen einer Vor¬ 
schrift des 

a) § 3 Satz 4 oder 5, 

b) § 5 Abs. 1 Satz 4 oder Satz 5 Halbsatz 1, 

c) § 6 Abs. t Satz 7 in Verbindung mit § 3 Satz 4 
oder 5, 

d) § 7 Abs. 1 Satz 2, 3 oder 4 oder 

e) § 8 Abs. 4, 5 Satz 3 oder 4 

nicht, nicht in der vorgeschriebenen Form oder 
nicht rechtzeitig anfordert, 

3. das Heft mit Versicherimgsnachweisen entgegen 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 dem Arbeitnehmer nicht aus¬ 
händigt oder entgegen § 4 Abs. 2 Satz 2 Halb¬ 
satz 1 nicht au [bewahrt, 

4. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 in Ver¬ 
bindung mit § 8 Abs. 2 oder entgegen § 9 Abs. 3 
eine Beriditigimg oder entgegen § 9 Abs. 2 die 
Ausstellung einer neuen Versicherungskarte 
nicht, nicht in der vorgeschriebenen Form oder 
nicht rechtzeitig vornimmt oder 

5. entgegen § 10 dem Arbeitnehmer die für ihn 
bestimmte Durchschrift einer Meldung nicht aus¬ 
händigt. 

§ 22 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

(1) Meldungen auf Grund der §§ 3 bis 6 und der 
§§ 18 und 19 sind erstmalig für nach dem 31. Dezem¬ 
ber 1972 eingetretene Tatbestände zu erstatten. 


(2) Die Verordnung über die Einführung maschi¬ 
nell lesbarer Versicherungskarten in den Renten¬ 
versicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
sowie zur Durchführung der Anzeigepfiieht nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz vom 22. Februar 1972 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 195) und die Verordnung über die 
Durchführung der Meldepflicht gemäß § 24 des Kün¬ 
digungsschutzgesetzes vom 16. September 1954 (Bun¬ 
desanzeiger Nr, 181 vom 21. September 1954) wer¬ 
den aufgehoben. 

(3) Die Verordnung über den vorzeitigen Um¬ 
tausch von Versicherungskarten vom 27. Mai 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 725) wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 werden 

a) in Absatz 1 der Satz 3 und in Satz 5 die Worte 
„Firmen- oder"' gestrichen, 

b) Absatz 2 gestrichen. 

2. In § 5 wird die Zahl „1972" durch die Zahl „1973" 

ersetzt. 

(4) Versicherungskarten des bisherigen amtlichen 
Musters von rentenversicherungspflichtig beschäf¬ 
tigten Arbeitnehmern sind nach Eintragung des Ent¬ 
gelts für Beschäftigungszeiten bis zum 31. Dezember 
1972 bis zum 31. Dezember 1973 bei den Ausgabe¬ 
stellen zur Aufrechnung abzuliefern, sofern die Ver¬ 
sicherungskarten nicht zur Entrichtung von Beiträ¬ 
gen durch Verwendung von Beitragsmarken benötigt 
werden. 


§23 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 5 § 2 des 
Dritten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes, 
§ 115 des Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte und § 250 Satz 2 des Arbeitsförde¬ 
rungsgesetzes auch ini Land Berlin. 


§24 

Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt mit Ausnahme von § 13 und 
§ 22 Abs. 3 am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Soweit nach den §§ 1 und 7 des Gesetzes über die 
Finanzstatistik vom 8. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 322) Personalstatistiken geführt werden, findet 
§ 8 Abs. 2 Buchstabe e dieser Verordnung mit Wir¬ 
kung vom 1. Januar 1974 Anwendung. § 13 und 
§ 22 Abs. 3 treten am 31. Dezember 1972 in Kraft. 


Bonn, den 24. November 1972 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
In Vertretung 
Ehrenberg 
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Anlagen zur Datenerfassungs-Verordnung 


Vorbemerkungen zu den Anlagen 


(1) Bei den Anlagen 1 bis 8 handelt es sich jeweils 
urn Dreifach Satze. Die Anlagen 1 bis 4 sind in einem 
Heft zusammengefaßt, das von Trägern der Renten- 
Versicherung der Arbeiter ausgestellt wird, die An¬ 
lagen 5 bis 8 sind in einem Heft zusammengefaßt, 
das von der Bund es Versicherungsanstalt für Ange¬ 
stellte ausgestellt wird. Auf die Erstschrift der je¬ 
weils letzten Vordrucke nach den Anlagen 2, 3, 6 
und 7 ist in roter Schrift der Zusatz „Achtung! 
Gleichzeitig Anforderung für neue Versicherungs¬ 
nachweise einreichen." aufgedruckt. Zwischen die 
einzelnen Blätter der Vordrucke nach den Anlagen 1 
bis 8 ist hart eingefärbtes, wischfestes Kohlepapier 
gelegt. Das jeweils erste und dritte Blatt der An¬ 
lagen 1 bis 8 besteht aus 80 g/m^-Papier, das erste 
Blatt nach DIN 6724 in Verbindung mit DIN 66008; 
das jeweils zweite Blatt der Anlagen 1 bis 8 besteht 
aus 45 g/m^-Papicr. Auf den Vordrucken nach den 
Anlagen 1 bis 8 ist der Name des Versicherten in 
der Reihenfolge: Familienname, Vorname (Rufname), 
der den Versicherungsträger kennzeichnende Buch¬ 
stabe entsprechend der Anlage 19 und die Versiche¬ 
rungsnummer in der Schrift einzutragen, die für das 
maschinelle Lesen der Versicherungsnummer in der 
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung der 


Arbeiter und bei der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte vorgesehen ist. Die Eintragung des Ge¬ 
burtsdatums erfolgt auf den Vordrucken der An¬ 
lagen 2 bis 4 und 6 bis 8. Die Staatsangehörigkeit 
ist entsprechend dem Schlüssel Verzeichnis der An¬ 
lage 20 einzutragen. 

(2) Die Vordrucke nach den Anlagen 9, 11, 13 
und 17 werden von den Trägern der Rentenversiche¬ 
rung der Arbeiter, die Vordrucke nach den An¬ 
lagen 10, 12, 14 und 18 von der Bundesversicherungs¬ 
anstalt für Angestellte und die Vordrucke nach der 
Anlage 15 von der Bundesanstalt für Arbeit herge¬ 
stellt und den Trägern der Krankenversicherung, der 
Bundesanstalt für Arbeit, den Arbeitgebern und 
Versicherten nach Bedarf zur Verfügung gestellt. 
Bei den Vordrucken nach den Anlagen 9 und 10 
handelt es sich jeweils um Vierfachsätze, bei den 
Vordrucken nach den Anlagen 11, 12, 15, 17 und 18 
handelt es sich jeweils um Dreifachsätze. Für die 
Vordrucke nach den Anlagen 11 und 12 gilt Ab¬ 
satz 1 Satz 4 und 5 entsprechend. Bei den Vordruk- 
ken nach den Anlagen 13 und 14 handelt es sich 
jeweils um Zweifachsätze; das jeweils erste Blatt 
besteht aus 80 g/m^-Papier (DIN 6724 in Verbin¬ 
dung mit DIN 66008). 
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Anlage 2 


GruncUaibe gelbbiaun 

Entgeftsbetcnsmigung fOr Rentenversicherung der Arbeiter 
Abmeldung fUr Krankenkasse und Arbeitsamt 




V®«.* Veffilchdrungifiummef 

träg. 


Bftsehäftlgt gagafi Entgelt 

von bis Im 

Tag Monat Tag Monat Jahr 

I □□□□□ 


Bruttoarbeitsentgelt 
In DM ohne Pfennige 


Betdebsnutrtmer 


ßottragspftichtigos Baittoarbelisontgelt in DM in Worten 
Zehntausender Tausender Hunderter 


VsiImI- Z«hi if. Rentnar oder Hyirto- Namensänderung eintragen 

ratflt Kindar tL Rafisranfiae- beadial* und gleichzeitig Anforderung für neue 

iS Steyert. «sHw js flfltar- Ja Versicherungsnachweise einreichen 


□ □□ □ 


Anschriftenänderung eintragen 


Angaben zur Tätigkeit Grund der Anschriften- 
A B Abgabe* änderung:ja 

I njC2 1 □ I □ 


Grund der Abgabe RV-Pfiic 

] Enda der Beschäftigung ' " " 2 

Jahresentgelt und Unterbrechung bei 
Fortbestehen des Beschäftigungs¬ 
verhältnisses 3 

Änderung im Verstcherungsvarhäitnis 
(Beitragsgruppen-, Kassenwechsel, 
sonstige Gründe) 4 


RV-Pfilchtl Nicht RV-PftIcht 


Name der Krankenkasse (Geschäfisstehe) 


Name und Ansd^rlft des Aiteitgebers (RrmenstempeO 


Konto-Nr, bei der Krankenkasse 



Eingangsstompei der Krankenkasse 


VERSICHERUNGSKARTE 


der Rentenversicherung der Arbeiter 

Dieses Feid bitte nicht beschreiben und nicht bestempeln 


riiir/'herhri» /fai' Ehtgeltsbcschelnlgung für Rentenversicherung der Arbeiter 
üurcnscnrm aer y^^meldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 


für Arbeitnehmer 


Ver&- Versicherungsnummer 
b-äg. 


Beschäftigt gegen Entgelt 

von bis Im 

Tag Monat Tag Monat Jahr 


Bruttoarbeitsentgelt 
ln DM ohne Pfennige 


Beirlebsnummer 


BeKragspfiichtiges Brutloarbeltsentgelt in DM ln Wörter» 
Zehntausender Tausender Hunderter 


Angaben zur Tätigkeit Grund der Anschriften- 
A B Abg^e ähterung: ja 


Vflilifl!-Zahl il. RenliwoiJsr Mchifadi- Namensänderung. 

ntet Kinder It RenlBnanlrag- besrfiJd- Gleichzeitig muß’eine Anforderung für neue 

k Steik, stell8f)a iigÄ^ Versicherungsnachweise eingereicht worden selnl 


Sind die Angaben zur Beschäftigdng^elt 
und zum beitragspflichtigen 
Bruttoarbeitsentgelt richtig ? 

Wenn nein,- Rückfrage beim Arl^pitgeberl 


Anschriftenänderung 


Name der Krankenkasse (Geschä ftsstelle) 

AOK LKK BKK IKK 


Name und Anschrift des Arbeitgebers O^rmenstempeÜ 


Kpnto-Nr. bei der Krankenkasse _ 

ksofen rächt mit der Bebiebsnummer identisch) 


VERSICHERUNGSKARTE 


der Rentenversicherung der Arbeiter 
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Durchschrift der 


Entgeltsbeschelnlgung fQr Rentenversicherung der Arbeiter 
Abmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 


bei Krankenkasse einreichen 


Vers- Versicherungsnummcr 
trag. 


Beschäftigt gegen Entgelt 
von bis 

Tag Monat Tag 


Beitragspflichtiges 
im Bruttoarbeitsentgelt 

Jahr in DM ohne Pfennige 


Betriebsnümnner 

I 


Beitragspflichtiges Bruiioarbeltsentgelt In DM In Worten 

Zehntausencier Tausender Hunderter Zehner Einer 


Vwlifl!' Zahl d, Rarthiar cdw Mehrfach Namensänderung. 

ralal; Kinder 11, ffentanaritiaa- iJeschäf- Gleichzeitig muß eine Anforderung für neue 

Ja Stamric. statter. |3 hgler )a Versicherungsnachweise eingereicht worden sein! 


Anschriftenänderung 


Angaben zur Tätigkeit Grund der Anschriften- 
A ß Abgabe* änderungjja 


* Grund der Abgabe _ RV-Pfilcht 

Ende der Beschäftigung 2 

Jahresentgelt und Unterbrechung bei 
Fortbestehen des Beschäftigungs- 
Verhältnisses 3 

Änderung Im Versicherungsverhältnis 
(Beitragsg^ruppen-, Kassenwechsel, 
sonstige Gründe) 4 


Nicht RV-Pfllchi 
7 

a 


9 


Name der Krankenkasse (Geschäftsstetie) 
AOK LKK BKK IKK 


Name und Anschrift des Arbeitgebers O^irmenstempef) 


Könio-Nr. bei der Krankenkasse 


EK 


|(sofemnicM mR der Betriebsnummer identiscfO 


Eingangsstempel der Krankenkasse 


Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempeln 
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Anlage 3 


(jrundiat hc gclhhr au/» 



Durchschrift der Anmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 


för Arbeitgeber 


Vers.* Versicherungsnummer Staatsange* 

iräg. hörigkeil 


Verheiratet: ZahldKinder Betrtebsnummer 
Ja It Steuerte 


Beginn der Beschäftigung Angaben lur Tätigkeit 
Tag Morwt Jahr A B 


Rentner oder Mehrfach- 

Beitnagsgruppe(n) Rentenantag- beschäf* Grund d 

stellCTja tigterja Abgabe* 


Namensänderung. 

Gleichzeitig mu8 eine Anforderung för neue 
VersIcherungsnachwelSB eingereicht worden seinl 


Anschrffl 


•Grund der Abgabe 

Beginn der Beschäftigung 0 

Änderung Im Versicherungsverhältnis 
(Beitragsgruppen-, 

Kassenwechsel, sonstige Grunde) 1 


Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 


Name und Anschrift des Attreitgebers (Firmenstempel) 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse 


AOK 


LKK 


BKK 


IKK 


EK 


(sofeni nkirt mit der Bett^snurrmier 


ANMELDUNG 
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Durchschrift der Anmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 



bei Krankenkasse einreichen 

Vers,* Versicherung snummer 

träg. 

Staatsange* 

hörigkeit 

1 I 

Verheiratet; 

Ja 

1 1 

Zahl d,Kinder Betriebsnummer 

tt-Steuerk, 

■ ■ 1 1 


Beginn der Beschäftigung 

Tag Monat Jahr' 

1 

1 1 

Angaben zur Tätigkeit 

A ^ B ^ 

1 1 

Beitragsgruppe(n) 

i 

Rentneroder Mehrfach* 

Rentenantrag- beschäf- Grund d. 
slelier:ja ^ tigterrja Abgabe* 


1 

Namensänderung, 

Gleichzeitig muö eine Anforderung für neue 

1 


‘Grund der Abgabe 


Anschrift 





Beginn der Beschäftigung 0 

Änderung im Versieh erungsvediäitnis 
(Beitragsgruppen-, 

Kassen Wechsel, sonstige Gründe) 1 

Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 

Name und Anschrift des Arbeitgebers (Firmenstempel) 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse 



AOK LKK BKK IKK EK 


1 (sotem nicht mitderBeWebsnummor identisch) 


Eingarigsstempe! der Krankenkasse 


Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempefrt 
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Anlage 4 


Grundfarbe gelbbraun 


Anforderung neuer Versicherungsnachweise 


Vers.- Versicherungsnummer 
trag. 

Mamensänderung In Großbuchstaben.eintragen 

1 

^1 

1 I 

Anschrifter.änderung in Großbuchstaben elntragen. Reihenfolge: PostlaitzahtWohnort, Straße und Hausnummer; Wohnort und Straße durch Komma trennen. 

; ~ —11 

Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 


- 1 

Bitte beachten: 

1. Mit diesem Vordruck sind nur neue Versicherungsnachweise der 
Arbeiterrentenversicherung anzufordern. 

Bei einem Wechsel zur Angestelltenversicherung sind diese 
Versicherungsnachweise bei der Ausgabestelle abzugeben und zugleich 
ein Antrag auf Ausstellung von Versicherungsnachweisen der 
Angestelltenversicherung zu stellen. 

2. Haben sich seit der Ausstellung dieser Versicherungsnachweise 

der Name (z. B. durch Heirat) oder die Anschrift geändert, so sind die 
neuen Angaben in die entsprechenden Zeilen mit Schreibmaschine 
einzutragen. 

AOK LKK BKK IKK EK 

Eingangsst«mp«l der Krankenkasse 


A N 1 

FORI 

D E R U N G 


Durchschrift der Anforderung neuer Verslcherungsnachwelsu 


für Arbeitnehmer 


Ve'rs.- Verstcherungsnummer Namensänderung 

träg. 


Anschdftenändeirung. Reihenfolge: Postleitzahl, Wohnort Straße und Hausnummer, Wohnort und Straße durch Komma getrennt 


Name der Krankenkasse (Geschäftssielte) 

AOK IKK BKK IKK EK 


PCir Sie Ist auf dem Original dieses Belegs ein neues Heft mit 
Versicherungsnachwefsen ang'efordert worden. Es geht Ihnen 
demnächst von dem für Sie zuständigen Rentenverslcherungstr§^er zu. 
Übergeben Sie das neue Heft sofort ihrem Arbeitgeber. 

Haben sich Ihr Name und/oder Ihre Anschrift seit dem Empfang des 
letzten Heftes geändert? 

Wenn ja, sind diese Änderungen von Ihrem Arbeitgeber oben eingetragen 
oder bereits dem Rentenversicherungsträger mitgeteilt worden? 

Wenn nein, stellen Sie bei der Post einen Nächsendeantrag und 
benachrichtigen Sie den aussteilenden VersicherungstrUger, 


ANFORDERUNG 
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Durchschrift der Anforderung neuer Versicherungsnachweise 


für Arbeitgeber 


Vers.- Versicherungsnummer 
träg. 


Namensänderung 


Anschriftenänderung. Reihenfolge: Postleitzahl, Wohnort, Straße und Hausnummer; Wohnort und Straße durch Komma getrennt 


Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 


AOK 


LKK 


BKK 


IKK 


EK 


1. Mit diesem Vordruck sind nur neue Versicherungsnachweise der 
Arbeiterrentenversicherung anzufordern. 

Bei einem Wechsel zur Angesteittenversicherung sind diese 
Versicherungsnachweise bei der Ausgabestelle abzugeben und zugleich 
ein Antrag auf Ausstellung von Versicherungsnachweisen der 
Angeste Ilten Versicherung zu stellen. 

2. Haben sich seit der Ausstellung dieser Versicherungsnachweise 

der Name (z. B. durch Heirat) oder die Anschrift geändert, so sind die 
neuen Angaben in die entsprechenden Zeilen mit Schreibmaschine 
einzutragen. 


ANFORDERUNG 
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Anlage 5 


Grundfarbe grün 


Vers.- Versicherungsnummer 

trög. Berefch Geburtsdatum Serien-Nr, Geburtsname 


VERSICHERUNGSNACHWEISE 


ousgestelft vw» der 


DER SOZIALVERSICHERUNG 


Bundesverskherungsanstalt für Angestellte 
1000 Berlin 31 • Ruhrstraße 2 


Herrn, Frau, Fröulein 
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Vers.- Versicherungsnumrtier 

trüg. Bereich Geburtsdatum Serien-Nr. 


Geburtsname 


AUSWEIS 


ÜBER DIE VERSICHERUNGSNUMMER 
IN DEN GESETZLICHEN RENTENVERSICHERUNGEN 

ausgestellt von der 


Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

1000 Berlin 31 * Ruhrstraße 2 

Herrn, Frau, Fräulein 


Diesen Ausweis sorgfältig 
aufbewahren. 

Die Versicherungsnummer 
ist bei allen Anfragen, 
Mitteilungen und 
Anfragen anzugeben. 
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Anlage 6 


Grundfarbe grün 


Entgcitsbescheinigung für Rentenversicherung der Angestellten 
Abmeldung Für Krankenkasse und Arbeitsomt 


bei Kronkenkasse eirreichen 


Vers.- Versklierungsnummer 
frag. 


Beschöftigf gegen Enfgelt i 

von bis im 1 

Tag Monot Tag Monot Jahr i 

I □□□□□j 


ßeifrogspflichtlges 
Brultoorbeitscnfgelt 
in DM ohne Pfennige 


Belltogspflicliligf.“; BruHourbeilscnfyelt in DM in Wf)ifon 
Zohnlausenclei Tausender Hundei ler 


VcrfiGh ZoliI d. Rnntner cJcf Weliifotfi- NnmensotKlerung einirager» 

fulel: Kinder IL tenlefuKrog- besthäf- und glfcich:rei(iy Anforderung für neue 

jj Stm'ik. ifellecjo tiglef; jo Vcrsidierungsnodiwcise einreiclicn 


□□□ □ 


AnschriFfenÖnderung einfragen 


Angoben zur Totigkeif Grund der Anschriften- 

A B Abgabe*! änderung; jo 


:D|[:Dn|D| d 


*Grund der Abgabe RV 

Ende der Bcschoffigung 

] Jobresentgelf und Unferbrecliung bei 
Foiibesfehtsn des Beschäftigungs- 
verbölfnisses 

Änderung im Versicherungsverhalfnls 
(Beitragsgruppen-, Kassenwechsel, 
sonstige Gründe) 


RV-Pflicht I Nicht RV-Pflicht 

2~TF 


Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 


Bngangsstempel der Krankenkassd 


Name und Anschrift des Aibeitgebers (Firmenstempel) 


Konfo-Nr, bei der Krankenkasse 

(s<^rn nicht mit der Betriebsnummer identisch) 



VERSICHERUNGSKARTE 

der Rentenversicherung der Angestellten 

Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempeln 


Durchschrift der ^"*9öltsbes«hemigung für Rentenversicherung der Angestellten 
Abmeldung für Krankenkosse und Arbeitsamt 


für Arbeifnehmer 


Vers.- Versicherungsnummer 
trüg. 


Beschäftigt gegen Entgelt 

von bis im 

Tag Monat Tag Monot Johr 


ßeitragspfflditiges 
Bruttoarbeitsen^lt 
in DM ohne Pfennige 


Beitragspflichtiges BruHoarbeifsentgeit in DM in Worten 
^hntausender Tausender Hunderter 


Angaben zur Tätigkeit Grund der Aoschrlftei»- 
A 8 Abgabe änderung: {a 


Vüifiei- Zblil d. ÜBitiei «fei Mehifadl* Namensänderung. 

loht; Kkuk It. fentencntrog' besdiof- GleichzBitig muß eine Anforderung für neue 

ja Steoeik, slBl(«;io figtBr: ja Versicherungsnochwehe eingereicht worden sein I 


Sind die Angaben zur Beschäftigungszeit 
und zum beitragspflichtigen 
Bruttoarbeitsenfgelt richtig ? 

Wenn nein, ** Rückfrage beim Arbeitgeber! 


Anschriftenänderung 


Name der Krankenkosse (Geschäftsstelle) 


Name und Anschrift des Arbeitgebers (Firmenstempel) 


Konto-Nr. bei der Kranken kasse _ 

1 {sofern nicht mit der Betrlebsnunimer identisch) 


VERSICHERUNGSKARTE 

der Rentenversicherung der Angestellten 
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Durchschrift der ^^^9*^**hescheinigung für Rentenversicherung der Angestellten 

Abmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt Kronkenicasse einreickn 


Versicherungsnummer 

Besclioftigl gegen Entgelt 

Beitragspflichtiges 

Betriebsnummer 

von bis ]m 

Bruttoarbeitsentgeit 



Tag Monat Tag Monot Jahr 

1 

in DM ohne Pfennige 

1 1 



I 


Beitragspflichficjfcs BruMoorbeifsentgelt in DM in Worten 

Zehntausender Tausender Hunderter Zehner Einer 


i/cftiet- Znlil J. Rcnlner «ief Mehifodi- Namensänderung. 

latct: findet If. Kefilcnortfiog- hcKhöf- Gleichzeitig muß eine Anforderung für neue 

jO ^tBued(, stellet: jö figtof: ja Versicherungsnachweise eingereicht worden sein! 


Anscbriftenönderung 


I 


Angaben zur Tätigkeit 
A B 


Grund der Anschriften* 
Abgobe* bnderung: jo 



* Grund der Abgabe _ RV-Pflicht 

Ende der Beschäftigung 2 

iahresentgelt und Unterbrechung bei 
Fortbestehen des BeSchöftigungs* 
Verhältnisses 3 

Änderung im Versicherungsverhältnis 
(Beitragsgruppen-, Kassenwechsel, 
sonstige Gründe) 4 


Nicht RV*Pfllcht 
7 


9 


Name der Krankenküsse (Geschäftsstelle) 

AOK IKK BKK IKK EK 


Name und Anschrift des Arbeitgebers (Firmenstempel) 


Konto-Nr. bei der Krankenkösse 


I (sofern nicht mit der ßetriebsnummer identisch) 


Eingangsstempel der Krankenkösse 


Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempeln 
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Anlage 7 


Grundfarbe grün 


Anmeldung für Krankenkoue und Arbeitsumf 



Vers.' Verslchcrungsnummcr SlCKJl'iOnrjo ■ 

trüg. Iiörigkeil 

Verheiratet: Zahl.d.Kinder 
ja If. Steuerk. 

Betriebs nummer 

1 

1 1 

n 1 M 1 

1 

f 1 1 

Beginn der Beschäftigung Angohen zur Tütiglrcij 

log Monat Jahr A B 

„ ,, Rentner oder Mehrfoch- 

8eifrogsgruppc{n) Renlenontrog- beschöF- Grund d. 

Steller ; ja tigterjja Abgobe* 

L _ jri 1 _□ 

[Ml 1 

1 

U 1 □ 1 □ 1 

Namensöndlrung cintfngnn * 

und gleichzeitig Anforderung für lieuc* 

Vrirsidun unrjsnactiweise einreiclion 

1 

1 I I 

*Grund der Abgabe 

L. 


1 

Beginn der Beschäftigung _ 0 

Änderung im Versicherungsverhältnis 
[Beitrogsgru ppen-, 

Kassenwechsel, sonstige Gründe) 1 

Anschrift eintragen 



1 _ ____ _..:_____ _ ! 

Name der Krankenkasse {Geschäftsstelle} 

Name und Anschrift des Arbeitgebers (Firmenstempel) 

Konfo-Nr. bei der Krankenkasse 

AOK IKK BKK fKK EK 

Eingangsstempel der Krankenkass»? 



(sofern nicht mit der Betriebsnummer identisch) 

ANMELDUNG 

Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempeln 



Durchschrift der Anmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 


für Arbeitgeber 

Vers.“ Versicherungsnummer Staatsange- 

träg. hörigkeif 

Verheiratet; Zahl d. Kinder 
ft] It. Steuer^ 

Betriebsnummer 

Beginn der Beschäftigung Angaben zur Tätigkeit Beifragsgruppefn) Rentenontrog- ^^schöf-^ Grund d. 

Tag Mono! Jahr A ß steifer; ja tigtersja Abgabe* 

Nomcasönderung, 

Gleichzeitig muß eine Anforderung für neue 
Versicherungsnachweise eingereicht worden sein! 

*Gründ der Abgabe 

Anschrift 


Beginn der Beschäftigung 0 

Änderung im Versicherungsverhölfnis 
{Beitrogsgruppen-, 

Kossenwechsd, sonstige Gründe) 1 

Name der Krankenkosse (Geschäftsstelle) 

No me ur;d Anschrlfl des Arbeitgebers (Firniemtempel) 


Konfo-Nr. bei der Krankenkasse 

AOK LKK BKK IKK EK 



(sofern nicht mit der Betriebsnummer identisch) 

i 

ANMELDUNG 
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Durchschritt der Anmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 


bei Krankenkasse einreichen 


Vers.- Verslcherungsnurniner 
trag. 


Slaalsange- 

hörigkeit 


Verheiratet: Zahl d.Kinder Betrlebsnummer 
(Q It, Sfeuerk, 


Beginn der Beschäftigung 
Tag Monat Jalir 


Angoben 7ur Tätigkeit 
A B 


Natnensönderung. 

Gleichzeitig muß eine Anforderung für neue 
Versicherungsnachweise eingereicht worden sein l 


Anschrift 


ßeifragsgruppefn) 


Rentner oder Mehrfach- 

Rente na ntrog- beschqf- Grund d* 

Steller: ja tigterjja Abgabe 


*Gründ der Abgabe 

Beginn der Beschäftigung 0 

Änderung im Verskherungsverhöltnls 
(Beitrags gruppen-/ 

Kassenwechsel/ sonstige Gründe) 1 


Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 


Name und Anschrift des Arbeitgebers (Firmenstempe!) 


KontP-Nr. bei der Krankenkasse 


AOK IKK BKK IKK 


EK 


(sofern nicht mit der Betriebsnummer identisch) 


Eingangsstempel der Krankenkosse 


Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempeln 
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Anlage 8 


Grundfarbe grün 


Anforderung neuer Versicherungsnachweise 


Vm.- yt!fsl(:lierun<j!;ni)fnm(?r Kamensänclerung in Großbuchslübon oinirrjgen 

Irotj. 


1 

1 

1 

Anschrifl<»nündc-rung in Gfoßburti«!labten cirilrogon, Reibenfolgo: Postleitralil, Wolmort, Straße und Hausnummer,- Wohnort und Straße durch Komma trennen. 

i 

r _ _ ^ _ 

1 

Name der Krankenkosse {Geschäftsstelle) 

1 

Bitte beachten: 

1. Mit diesem Vordruck sind nur neue Verstcherungsnochwelse der 

Angestellten Versicherung onzufordern. 

Bei einem Wechsel zur Arbeiterrentenversicherung sind diese 
Versicherungsnachweise bei der Ausgabestelle abzugeben und zugleich 

AOK LKK BKK IKK EK 

Eingangs Stempel der Kronkenkosse 

ein Antrag auf Ausstellung von Versicherungsnachweisen der 
Arbeiterrentenversicherung zu stellen. 

2. Haben sich seit der Ausstellung dieser Versicherungsnachwetse 
der Name (z. B. durch Heirat) oder die Anschrift geöndert, so sind die 
neuen Angaben in die entsprechenden Zeilen mit Schreibmaschine 
einzutragen, 

A N F O R 1 

D E R U N G 



Durchschrift der Anforderung neuer Versicherungsnachweise 

für Arbeitnehmer 

Vers.- Versicherungsnummer Naqiensönderung 

trög. 


Anschriftenänderung. Reihenfolge; Postleitzahl, Wohnort, Straße und Housnummer; Wohnort und Straße durch Komma getrennt. 

Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 

Für Sie ist auf dem Original dieses Belegs ein neues Heft mit 
Versicherungsnachweisen angefordert worden. Es geht Ihnen 
demnächst von dem für Sie zuständigen Rentenversicherungsträger zu. 

AOK LKK BKK IKK BC 

Übergeben Sie dos neue Heft sofort Ihrem Arbeitgeber. 

Hoben sich Ihr Name und/oder Ihre Anschrift seit dem Empfang des 
letzten Heftes geändert? 

Wenn jo, sind diese Änderungen von Ihrem Arbeitgeber oben eingetragen 
oder bereits dem Rentenversicherungsträger mitgeteilt worden? 

Wenn rein, stellen Sie bei der Post einen Nochsendeantrog und 
benachrichtigen Sie den ausstellenden Versicherungsträger.. 

A N F O R 

D E R U N G 
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noch Anlage 8 


Durchschrift der Anforderung neuer VersicherungsnachWeise 

für Arbeitgeber 

Verj.« Versicherungsnummer 
träg. 

Namensänderung 


Amchrlftenönderung. Reihenfolge: 

Postleitzahl, WohnbrI, Straße und Housnummer; Wohnort und Straße durch Komma getrennt. 

NoitMs der Kronicenkasse (GeschöFfsJteile) 


1. Mit diesem Vordruck sind nut- neye Vetsicherungsnachwfelse dfeP 
Angestelltenversicherung anzufordern. 

Bei einem Wechsel zur Arbeiterrentenversicherung sind diese 
Versicherungsnachweise bei der Ausgabestelle abzugeben und zugleich 

AOK LKK- BKK IKK' 

EK 

ein Antrog auf Ausstellung von Versicherungsnachweisen der 
Arbeiterrentenversicherung zu stellen. 

2. Haben sich seit der Ausstellung dieser Versicherungsrtachweise 
der Name (z. B. durch Heirat) oder die Anschrift geändert, so sind die 
neuen Angaben in die entsprechenden Zeilen mit Schreibmaschine 
einzutragen. 


ANFORDERUNG 





Zutreffendes bitte ankreuzen 
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Grundfarbe gelbbraun 


Anlage 9 


Anmeldung und Antrag 
für Arbeiter 


□ Ersatz-Anmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 

(nur ankreu<:en, wenn kein Vordruck „Anineldung" aus dem Versicherungsnachweisheft verwendet werden kann) 

Vordruck zur Anforderung neuer Versicherungsnachweise ist beigefügt 
I I Antrag auf Vergabe einer Versicherungsnummer 

□ Antrag auf Ausstellung von neuen Versicherungsnachweisen 

(nur ankreuzen, wenn kein Aniorderungsvordruck beigefügt ist) 

□ Antrag auf Ausstellung der Versicherungskarte der Arbeiterrentenversicherung Nr. 

(nur für die Verv/ondung von Beiirngsrnai ken und Höherversicherungsmarken) 


Angaben zur Person 

jO) Name 


Bitte nur mit Schreibmaschine oder in Blockschrift (Kugelschreiber/Tinte) ausfülien! 
Vüinarne (Rufname) — —- —r 


) Geburlsnarne (bei Frauen) 

) Geburtsdatum T 


0 Früher geführte Namen 


vefw fjesch. aifopf. 


@ Geschlecht (bitte artkreuzen) 0 Staatsangehörigkeit 


Nicht 

; ausfüllen I 


y Art der Versicherung in der gesel/licberr Rentenversicherung (bitte ankreüzen) 
n Pflicl'itveraicherter f ~\ frelw. Versicherter 


vers.-pflichtiger Selbständiger 


Anschrift _ _ 

[0 Posdcitzalii Twohnoit (gegebeiienfails mit Postort) 


(0 Straße und Hausnurntiier 

Angaben zur Versicherungsnummer 

® Wurde bereits eine Versiclierungsnummer von einer Landesver- 
sichorungsanslalt, von der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestollti;, von der üundcsknaposchaft, von der Bundesbahn-Ver¬ 
sicherungsanstalt oder von der Seekasse vergeben ? 

^ Ist bereits ein Antrag auf Vergabe einer Versicherungs- 
nummer gesteht worden ? 

Wird aus der deutschen gesoi/hctien Rentenversicherung eine 
Versichcrtenrenle bezogen oder wuice eine solche beantragt? 


wenn ja, Dine trag. 
ankreuiiKt! 

D ._U_ 


Bitte Vers 

’cherungsnummer ar 

igcbcn 1 

1 ! 


M 


_L 




bei welcher Stelle? 

von bzw, bei welcher Versicherungsanstalt? 


Angaben zur Anmeldung 

(nur ausfüllen, wenn kein Vordruck „Anmeldung" aus dem Versicherungsnachweisheft verwendet werden kann) 


□ □ 


Zahl d. Kinder Betriebsnummer 
It. Slouerkarto 


Beölrn der Bestjftaft.gunj 
Tag Monat Jatir 

□ □□ 


Angaben zur Tätigkeit Beit.'-agsgruppc(n) 

A B 


Renlnsroder •Mciir'adt- _ 

HeiilO'iaiitiag- biiscltäl- ■Gritnil rJ. fBcginn der Beschäftrgung 0 

stelbr: )a tiytor: ja AlKtatifi' Änderung im Versicherungs- 

□ I j I vortiältnis (Beitragsgruppen-, 

I_j j_ Kasseriwechsel, sonst. Gründe) 1 


Ort/Dalum 


Die Angaben zur Person wurden geprüft 


Unterschrift des Arbeitiiehmers/Aritfagstellers 
(entfällt bei Anmeldung mit Vcrsicfierungsnummer) 


Firmen- oder Dienststempel und Unterschrift 


Name der K ra nkenkasse (Geschäft cs teile) 
AOK LKK BKK IKK 


Name und Anschrift des Arbeitgebers (Firmenstempel) 


KontO'Nr. bei der Kran kenkasse _ 

(sofern nicht mit der Betriebsnummer identisch) 


Eingangsstempel der Krankenkasse 
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Anlage 10 


Grundfarbe grün 


CN 




Anmeldung und Antrag 
für Angestellte 


□ Ersatz-Anmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 

(nui- ankreuzen, wenn kein Vordruck „Anmeldung" aus dem Versidierungsnachwelshefl verwendet werden kann) 


□ 

□ 

□ 


Vordruck zur Anforderung neuer Versicherungsnachweise ist beigefügt 

Antrag auf Vergabe einer Versicherungsnummer 
Antrag auf Ausstellung von neuen Versicherungsnochwelsen 

(nur ankrouzeri, wenn kein Anforderungsvordruck beigefügt ist} 

Antrag auf Ausstellung der Versicherungskarte der Angestelltenversicherung Nr. 

(nur für die Verwendung von Beitragsmarken und Höherversicherungsmarken) 




Angaben zur Person Bitte nur mit Schreibmaschine oder In Blockschrift (Kugelsdireiber/Tinte) ausfüllen) 


(JL) Name 

(7) Vorname (Rufname) 

Nicht 
□ usfüllen 

±1 

@ Geburlsnarne (bei Frauen] 

(J) Früher geführte Namen vej:W:| 

© Geburtsdatum 

[ 1 1 ’ I 1 

® Geschlecht (bitte ankreuzen) @ Staatsangehörigkeit 

1 j männlich | | weiblich 

® Geburtsort -* *- 

! 

@ Art der Versictierung in der gesetzlichen Rentenversicherung (bitte ankreuzen) ___ 

j j Pflichtversicherter | j freiw. Versicherter |^ '| vers.-pflichtiger Selbständiger 


Anschrift 


(jo) 


Postleitzahl 


Wohnort (gegebenenfalls mit Postorf) 


® Straße und Hausnummer 


Angaben zur Versicherungsnummer_ __ 

©Wurde bereits eine Versicherungsnumrner von einer Londesver- 
sicherungsanstait, von der ßundesversichcrungsanstalt für An¬ 
gestellte, von der Bundesknappschaft, von der Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt oder von der Seekasse vergeben? 

® Ist bereits ein Antrag auf Vergabe einer Versicherungsnummer 
gestellt worden? 


@Wird aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung eine 
Versichertenrente bezogen oder wurde eine solche beantragt? 


Wenn jo, bitte, 
onkreuzeni ‘ 



m 


Vers.- 

Trög. 


Bitte Versirfierungsnummer angeben 



bei welcher Stelle? 


von bzw. bei welcher Versicherungsanstalt? 


Nicht 
ausfüllen f 

▼ 



Angaben zur Anmeldung 

[nur ausfüllen, wenn kein Vordruck „Anmeldung" aus dem Versicherunqsnachweisheft verwendet werden kann) 


Verheiratet; 

Zahl d. Kinder 

Botriebsnummer 

Beginn der Beschäftigung 

Angaben zur Tätigkeit Eeitragsgryppe(n) 

ia 

It. Steuerkarte 


Tog Monot Johr 

A B 

□ 

□ 1 


D □□□ 

ZZJ D 


Rentner oder Mohrfach- 
Rentenantrog- besdiüf- Grund d, 

sffilier: je figtfiri.jQ Abgabe' 


□ . □ 


’ Grund der Abgabe 
Beginn der Beschäftigung 0 

Änderung Im Versicherungs¬ 
verhältnis (Beitragsgruppen-, 
Kassenwechsel, sonst. Gründe) 1 


Ort/Datum 


Die Angaben zur Person wurden geprüft 


Unterschrift des Arbeilnehmers/Antragstellers 
(entfällt bei Anmeldung mit Versicherungsnummer) 


Firmen- oder Dienstsfempel und Unterschrift 


Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 

Name und Anschrift des Arbeitgebers (Firmeristempel) 

Konto-Nr, bei der Krankenkasse 

AOK LKK BKK IKK EK 

Eingangsstempel der Kronkenkasse j 


[sofern nicht mit der ß^triebsnummer identisch] 
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Zu den Anlagen 9 und 10 


Die Durdischriften zu den Anlagen 9 und 10 unter- 

sdieiden sidi von den Erstschriften nur dadurch, daß 

a) auf der ersten Durchschrift der Zusatz „Durch¬ 
schrift für Krankenkasse" 

b) auf der zweiten Durchschrift der Zusatz „Durch¬ 
schrift für Arbeitnehmer" 

c) auf der dritten Durchschrift der Zusatz „Durch¬ 
schrift für Arbeitgeber" 


aufgedruckt ist 
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Entgeltsbescheinigung für Rentenversicherung der Arbeiter/Abmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 

rxlij-'if!, Vcvtiriino, Gcburtr.drilurn (Ihm rtaiiun aucfi Geburtufiame) bei Krankenkasse etnroichen 


Vo'r,.' Vcf sicher ungtinurnrner 
'.riigor 


Beschäftigt gegen Entgelt I 

von bis Im I 

Tag Monat Tag Monat Jahr i 

!□□□□□I 


Beitragspflichtiges Betriebsnummer 

Bruttoarbeitsentgelt 

in DM ohne Pfennige 


Beitragspflichtiges Druttoarbeitsentgcll in DM in Worten 
Zehntausonder Tausender Hunderter Zehnei 


Vßrhel Zahld. Ronlner oder Mehttacti' Vcrs'cherungsrinnrnerbDantfajt 

ratet; Kinder It. KenteiaiitciQ- tesdiaf- (nur bc: Abgabe 

ja StDucik. Steller: ja tigtnr ja ebne Vc'sicticrungsnuninjer): )a 


□ □□ □ □ 


Angaben zur Tätigkeit Grund der Anschriften- 
A B Abgabe* änderungrja 




Anschrift eintragen 


* Grund der Abgabe _ RV-Pflicht Nicht RV-Pfdeht 

Ende der Beschäftigung 2 7 

Jahresentgelt und.Unterbrechung bei 
Fortbestehen des Beschäftigungs- 
Verhältnisses 3 8 

Änderung im Versicherungsverhältnis 
(Beitragsgruppen-, Kassenwechsel, 
sonstige Gründe) 4 9 


Name der Krankenkasse (Goschäftsslollo) 

AOK LKK BKK IKK EK 


Name, Anschrift und Unterschrift des Arbeitgebers (Firmenstempel) 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse 
j (sofern nicht mit der Betriebsnummer identisch). 


Einnringsstonipo! der Krankenkasse 


ERSATZ¬ 

VERSICHERUNGSKARTE 


der Rentenversicherung der Arbeiter 

Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempcin 


Durchschrift der Entgeltsbescheinigung für Rentenversicherung der Arbeiter / Abmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 

Name, Vorname, Geburtsdatum (bei Frauen auch Geburtsname) für Arbeitnehmer 


Vors.- Vcrsictic.'ungsnummcr 
träger 


Beschäft'gt gegen Entgelt 

von bis Im 

Tag Monat Tag Monat Jahr 


Beifragspflichiiges Betriebsnummer 

Bruttoarbeitsentgcit 

in DM ohne Pfennige 


Reilragspflitfitigos Brutloarboitsenlgelt in DM in Wörtern 
Zehnlausendef Tausender Hunderter 


Angaben zur Tätigkeit Grund der Anschriften- 
A B Abgabe* änöerung:ja 


Veiliei- 2a*il (!. Renifinr ode Mef 

ratot Kioiter II. Reri'eiiaolrrij- h«;! 

•ja S'.üocik. st*i:ja Sgls 


ihr'ach- Vetsicherurgsrijnioier beantragt 

aiia;- (ni.'f bei Abgabe 

i3i: ja obneVersic^eii)ngsnümrrier):j3 


Sind die Angaben zur Beschäftigungszeit 
und zum beitragspflichtigen 
Bruttoarbeitsentgelt richtig? 

Wenn nein,- Rückfrage beim Arbeitgeber! 


Name der Komkonkn'sc (Geschäftsstoflo) 

AOK LKK BKK IKK EK 


Name, Anschliff und Unterschrift des Arbeitgebers (Firmenstempel) 


Kon:o-Nn bei der Krankenkasse 
I (sofern nicht mit der Betriebsnummer identisch). 


ERSATZ“ 

VERSICHERUNGSKARTE 


der Rentenversicherung der Arbeiter 
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Entgeltsbescheinigung für Rentenversicherung der Angestellten/Abmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 

Name, Vorrionw, Gobarhdnhjin (hei fVfiuen auef» Geburhname) bei Krankenkasse einreichen 


Vers.- Versichcrungsnummer 
trüg. 


Beschäftigt gegen Entgelt l 

von bis im f 

Tog Monat Tag Monat Johr ii 

I □□□□□I 


Beitrogs pflichtiges 
Bruftoarbeitsentgelt 
in DM ohne Pfennige 


Beltragspflicfiliges Bruftoarbcitsonfgclt in DM in Worten 
Zchntausender Tausender Hunderter 


Angaben zur Tätigkeit Grund der Anschriften- 
A ß Abgabe* änderung :ia 


Veitici- ZuN d. tertnei oifct Mtfücli- Vcrjdiciungynjmnisi beodliogt 

ratet; Kiiidct H. tetlorammg- bosthöf (nui bei ohne 
jo Steuetk. stellet : |a ligter;jo VüBidieMigyiumincr); ja 

□□□ □ □ 


Anschrift eintragen 


Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 
AOK LKK BKK IKK 


Eingangsstempel der Krankenkosse 


*Grund der Abgabe RV-Pflicht Nicht RV-Pflicht 

Ende der Beschäftigung 2 7 

Jahresentgelt und Unterbrechung bei 

Fortbestehen des Beschäftigungs- 

Verhältnisses 3 8 

Änderung im Verslcherungsverhälfnts 

^eitragsgruppen-, Kassenwechsel, 

sonstige Gründe) 4 9 


Name, Anschr'ift und Unterschrift des Arbeitgebers (Rrmenstempel) 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse 
I (sofern nicht mit der ßefriebsnummer identisch) 


ERSATZ- 

VERSICHERUNGS K A R T E 

der Rentenversicherung der Angestellten 

Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempeln 


Durchschrift der Entgeltsbescheinigung für Rentenversicherung der Angestellten/Abmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 

Nome, Vornome, Geburlsdcjlum (bei Frauen auch Geburtsnorne) für Arbeitnehmer 


Vers.- Versicherungsnummer 
frag.. 


Beschöftigt gegen Entgelt 

von bis Im 

Tog Monot Tag Monat Jahr 


Beitrogs pflichtiges 
Bruttoarbeifsentgelf 
in DM ohne Pfennige 


Beitragspflichtiges Bruftoarbeitsentgelt in DM in Worten 
Zehnfuusender Tausender Hunderter 


Angaben zur Tätigkeit Grurrd der Anschriften- 
A B Abgabe* önderung: ja 


Veibei 7otil A Rontr»« oder Mchifntb- VccidionjngviDmmef becnliugt 

lolet; Ifitdei It. fenterwritrao- besdiäf- (nut bei Äbgnt* ofine 

jo SteucA 3telk:|fl tigtef; jo Veßidieiunysiumiiiei); jo 


Sind die Angaben zur Beschäftigungszeit 
und zum beitragspflichtigen 
Bruttoarbeitsentgelt richtig? 

Wenn nein, - Rückfrage beim Arbeitgeber! 


Nonro der Krankenkosse (Geschäftsstelle) 
AOK LKK BKK IKK 


Name, Anschriff und Unterschrift des Arbeitgebers (FIiTnenstempel) 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse 
I (sofern nicht mit der Betriebsnummer identisch) 


Eingongsstempel der Kronkenkoss 


ERSATZ- 

VERSICHERUNGSKARTE 

der Rentenversicherung der Angestellten 
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noch Anlage 12 


Durchschrift der Entgeltsbcscheinigung für Rentenversicherung der Angestellten/Abmeldung für Krankenkasse und Arbeitsamt 


Name, Vornorrif;, Cjf'burtsdotum (bei Frauen ouch Geburtsname) 


bei Krankenkasse einfetcher» 


Vers.- Verstcherungsnummer 
trog. 


Beschäftigt gegen Entgelt 

von bis Im 

Beltrogspfilchtiges 

Brutfoorbeitsentgelt 

Befrlebsnummer 

Tog Monat Tag Monot John 

1 

in DM ohne Pfennige 

1 1 



I 


Bcltragsfjflirbtkjes Brutloorbeitsentgcll in DM in Worten 

7ebntauscrider Tousertder Hunderter Zehner Einer 


Verfei- 7oMd 

Kitel Kindei It 

jo SleiÄik. 


Rorinci odri Mctiifcrti- VcNtticningsnürnmet beonlragt 

toitiwiilriig bcKtiÄf fru» hdi Äbitobe chns 

öellci, Ij ligter, )0 Verwi'onirigsnumrTKf): jq 


Anschrift 


I 


Angaben zur Tötigkeit 

A B 


Grund der Anschriften- 
Abgabe* änderung: ja 



*Grund der Abga be RV-Pflicht 

Ende der Beschäftigung 5 

Johnesentgelf und Unterbrechung bei 
Fortbestehen des Beschöftiggngs- 
verhöltnisses 3 


Nicht RV-Pflicht 

”7- 

8 


Änderung im Versicherungsverhältnis 

(Beitrogsgruppen-, Kossen Wechsel, 

sonstige Gründe) 4 9 


Nome der Kronkenkosse (Geschäftsstelle) 

AOK LKK BKK IKK 


Name, Anschrift und Unterschrift des Arbe’rtgebers (Firmenstempel) 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse 
I (sofern nicht mit der Betriebsnummer identisch) 


Eingongsstempel der Kronkenkosse 


Dieses Feld bitte nicht beschreiben und nicht bestempeln 
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Anlage 13 

Grundfarbe gelbbraun 


Bescheinigung über beitragslose Zeiten für Rentenversicherung der Arbeiter 

Name, Vorname, Geburtsdatum 


Vers.- Versicherungsnummer 
träger 


Dauer der bescheinigten Zeit 

von bis Art Abschluß bei 

Tag Monat Jahr Tag Monat Jahr der Zeit* Art b6 od. 57:Ja 

von bis Art Abschluß bei 

Tag Monat Jahr Tag Monat Jahr der Zeit* Art 56 od. 57:ja 

!□□□ 1 □□□ I □ 1 □ 1 


Anschrift eintragen 


•Art der Zeit 

61 = Arbcitsunfähi^clt oder Maßnahmen rur Erhaltung, Besserung und 

Wiederherstellung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 1 Kalendermonal 
(§ 1269,1 Nr. 1 RVO) 

62 = Schwangerschaft und Wochenbett (§ 1269,1 Nr. 2 RVO) 

53 ~ Arbeitslosigkeit von mindestens 1 Kalendermonat (§ 1259,1 Nr. 3 RVO) 

64 = Schulausbildung ausgen. Fach- und Hochschulausbildung (§ 1259,1 Nr. 4b RVO) 
56 = Fachschulausbildung, auch otine Absetiluß 
67 = Hochschulausbildung, auch ohne Abschluß 

58 = Schlechtwcttergeld von mindestens 1 Kalendermonat (§ 1259,1 Nr. 2a RVO) 

69 = Lehizeit (§ 1259,1 Nr. 4a RVO) 

31 “ Militärischer Dienst (§ 1251,1 Nr. 1 RVO) 


Name und Anschrift der bescheinigenden Stelle (Stempel) 


Durchschrift der Bescheinigung über beitragslose Zeiten für Rentenversicherung der Arbeiter 

Name, Vo.matnc, Gcburtsdaturii für Versicherten 


Vrrr';.- Veriilclicrurgsnummer 
träger 


Dauer der bcscheiniqion Zelt 
von 


von 

Tag Monat Jahr 


bis 



Art 

Abschluß bfti 

Tag 

Monat 

Jahr 

der Zeit* 

All 56 od..57:]a 

bis 



Art 

Abschluß bet 

Tag 

Mo.nat 

Jahr 

der Zeit * 

Art 56 rxl. 57; ja 


'Arl der Zf;!t 

61 ' Arbiili'.unfühigV.'II oder M.iT ulitncn 71 r F'li;ilf.,ng, Besserung ijr-d 

Wi<:fH:rlM-:.IHI:..rir] cor i .i','A;tl)s1rjlii;jk..lit von iriindoslens 1 Ka.cndürnionat 
ft !2 ;j 9,1 Kr. 1 k’VO) 

52 i- .SihwüriomM.hufl uriil Wor ”eril.r;ll ft 12!>n,1 Nr. 2 RVO) 

;>:i ■■ Arhoit'.l;v.ifj'<ei‘ VO'-. riiiridesU'ti.', 1 Kulondetit uti.if ft r,d)9,1 Nr. 3 RVO) 

li'l . 5r.riuN.ir;oilil,.t,.j .ius.j.in. I u-.h unc I 1'.k Ii;:«.Ii Jausbilduny ft 1259.1 Ni. 4b RVO) 

5(j I '■ uia.eiiiililunjj. .'iiK.li ohn' A isrliluß 

!.i/ ■ ■ I :nid, t.'liiii; .A:/,: liliiß 

68 r>i:lil(:i.hlwoHrMgr''(i vnti iriiidc'.lirtis i Kaloridormonat ft 1259,1 Nr. 2a RVO) 

59 : ehr/eil ft 1259,1 N' 4.'i h.’VO) 

31 M,lilä;isciicr Dionsl ft 1251,1 N;. 1 RVO) 


Name und Anschrift der bescheinigenden Stelle (Stempel) 
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Anlage 14 


Grundfarbe grün 


Beschetnlgung’.^ber beifrogslose Zeiten für Rentenversicherung der Angestellten 

Name,Vorname, Gebuitsdafutn 


Vers* Verskherungsnuirtmcr 

träger 


I 

I 


Dauer der bescheinigten Zeit 

Von bis 

Tag Monat Jahr Tog Monat Jahr 


1 

irnm i 


von 

1 

bis 

Tag 

Monat Jahr 

Tog Monat Jahr 

□ 

1 



Art Absdi'uß bei 

der Zelt * Art 56 od. 57: ja 

□ 

Art Abschluß bei 

der Zeit* Art 56 od. 57; Ja 


Anschrift einfragen 


• Art der Zeit Name und Anschrift der bescheinigenden Stelle ptempe!) 

51 Arbeitsunfähigkeit oder Maßnahmen 7ur Erhaltung, Besserung und ' " 

Wiederherstellung der Lrwcrbsfölt.qkeil von mindestens ] Küfendermonat 

{§ 36,1 Nr. 1 AVG} 

52 - Schwunnerscltafl und Wodienbelt (§ 36,1 Nt. 2 AVG) 

53 Atbeilsiosigkelt von mindestens 1 Kalender rnonaf ß 36,1 Nr. 3 AVG) 

54 - Schukiijs[>i!diin() ausyen. ftich und HochschutausbÜdung {§ 36,1 Nr.4b AVG} 

56 •- Fachschulausbildung, auch otirre Abschluß 

57 Hochstliuicjusbildung, auch ohne Abschluß 

58 ScNeclitweltftryeld von mindestens 1 Kalendermonat (§ 36,1 Nr. 2a AVG) 

59 -= Lehrzeit (§ 36,1 Nr. 4a AVG) 

31 - Militärischer Dienst (§ 28,1 Nr. 1 AVG) 


Durchschrift der Bescheinigung über beitrogslose Zelten für Rentenversicherung der Angestellten 

Name, Vorname. Geburtsdatum 


für Versicherten 


Dauer der bescheinigten Zeit 


Vers.- 

tröger 

Versicherungs nu m mer 

Tog 

Monot 

Jahr 

bis 

Tag 

Monat 

Jahr 

Art 

der Zeit* 

Abschluß bei 

Art 5öcxi.57: jo 



von 

Tog 

Mono) 

Johr 

bis 

Tog 

Monat 

Jahr 

An 

der Zeit * 

Abschluß bei 

Art 56 od. 57: ja 


Anschrift < 


* Art der Zeit Nome ur>d Anschrift der bescheinigerKien Stelle (Stempel) 

51 Arbeitsunfähigkeit oder Maßnohmen zur Erholtung, Besserung und- 

Wi{*derhcrsle!lüng der Erwerbsfähigkeif von mindestens 1 Kafendermonat 

fe 36,1 Nr. 1 AVG) 

52 ^ Schwangerschofi und Wochenbett (§36,1 Nr. 2 AVG) 

53 ~ Arbeitslosigkeit von mindestens 1 Kolendcrmonot (§ 36,1 Nr. 3 AVG) 

54 — Schulausbildung ausgen. Foch- und Hcchschutousbiidung ® 36,1 Nr. 4b AVG) 

56 - Fachschulausbildung, auch ohne Abschluß 

57 = Hochschulausbildung, ouch ohne Abschluß 

58 “ Schlcchtwettergeld von mindestens 1 Kolendermonot ® 36,1 Nr. 2a AVG) 

59 - Lehrzeit (§ 36,1 Nr. 4a AVG) 

31 = Militärischer Dienst ® 28,1 Nr. 1 AVG) 
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Anlage 15 


Kontrollmeldung nach § 317a RVO und § 10 AFG b®l Krankenka«»einrsichen 

für Krankenkasse und Arbeitsamt 


Vers.“ Versieb öfungsnummeP 

träg. 


Beginn der Überlassung Ende der Überlenung 

Tag Monat Jahr Tag Monat Jahr 


]□ 


Leiharbeitnehmer 


Name. Vorname 


Geburtsdatum 

Tag Monat Jahr Staatsangehörigkeit 


□ 


Anschrift Imit Postleitzahl) 


Verleiher 


Name, Vorname [Firma] 


Telefon 


Betriebsnummer 


Anschrift (mit Postleitzahl) 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse, sofern nicht mit der Betriebsnumrner identisch 


Entleiher 

Name, Vorname [Firma) Telefon Betriebsnummer 


Anschrift (mit Postleitzahl) 


Name der Krankenkasse (Geschäftsstelle) 
AOK LKK BKK IKK 


Firmenstempel und Unterschrift des Entleihers 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse 


EK 


(sofern nicht mit der Betriebsnummer 
identisch) 


Eingengartampel der Krankenkasse 


KONTROLLMELDUNG DURCH ENTLEIHER 


Zu der Anlage 15 

Die Durchschriften zu der Anlage 15 unterscheiden 
sich von der Erstschrift nur dadurch, daß 

a) auf der ersten Durchschrift der Zusatz „Durch¬ 
schrift der“ und 


b) auf der zweiten Durchschrift der Zusatz „Durch¬ 
schrift der“ und an Stelle der auf der Erstschrift 
und auf der ersten Durchschrift aufgedruckten 
Worte „bei Krankenkasse einreichen“ die Worte 
„für Entleiher (3 Jahre aufbewahren)“ 
aufgedruckt sind. 
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Anlage 16 


Verzeichnis der Beilragsgruppen 


Beiträge Beitrags- 

gruppe 

Zur Krankenversicherung (allgemeiner A 

Beitragssatz), zur Rentenversicherung 
der Arbeiter und zur Bundesanstalt für 
Arbeit 

Zur Krankenversicherung (allgemeiner B 

Beitragssatz) und zur Rentenversiche¬ 
rung der Arbeiter 

Zur Krankenversicherung (allgemeiner D 

Beitragssatz), zur Rentenversicherung 
der Angestellten und zur Bundesanstalt 
für Arbeit 

Zur Krankenversicherung (allgemeiner E 

Beitragssatz) und zur Rentenversiche¬ 
rung der Angestellten 

Zur Krankenversicherung (allgemeiner G 

Beitragssatz) 

Zur Krankenversicherung (erhöhter Bei- H 
tragssatz) 

Zur Rentenversicherung der Arbeiter K 

(voller Beitrag) 

Zur Rentenversicherung der Arbeiter Vs K 

(nur Beitragsanteil des Arbeitgebers) 


r, .. Beitrags- 

Beitraqe ^ 

gruppe 

Zur Rentenversicherung der Angestell- L 

ten (voller Beitrag) 

Zur Rentenversicherung der Angestell- VaL 
ten (nur Beitragsanteil des Arbeitgebers) 

Zur Bundesanstalt für Arbeit M 

Zur Rentenversicherung der Arbeiter N 

und zur Bundesanstalt für Arbeit 

Zur Rentenversicherung der Angestell- O 

ten und zur Bundesanstalt für Arbeit 

Liegen die Voraussetzungen für die Eintragung 
einer Beitragsgruppe A, B, D, E, N oder O vor, so 
soll diese Beitragsgruppe eingetragen werden; es 
ist zulässig, stattdessen die Beitragsgruppen einzu¬ 
tragen, die die Beitragspflicht in den einzelnen 
Zweigen der Sozialversicherung und zur Bundes¬ 
anstalt für Arbeit kennzeichnen. 

Die Beitragsgruppen Va K oder Va L sind einzu¬ 
tragen, wenn für einen nicht rentenversicherungs¬ 
pflichtigen Arbeitnehmer der Beitragsanteil des Ar¬ 
beitgebers zur Rentenversicherung nach § 1286 der 
Reichsversicherungsordnung oder nach § 113 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes zu entrichten ist. 
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Anlage 17 


Grundfarbe gcIh/;raun 


bei Krankenkasse einreichen 

Berichtigung von Entgeitsbescheinigungen 
der Rentenversicherung der Arbeiter 

□ Die Versicherungskarte der Rentenversicherung der Arbeiter 
enthielt unrichtige Eintragungen 


□ 


Das am_an den Träger der Krankenversicherung/die Datenstelle der Träger 

der Rentenversicherung der Arbeiter übersandte Magnetband enthielt unrichtige Daten 


für den nachstehend genannten Versicherten 


Name, Vorname 


Geburtsname bei Frauen 


Postleitzahl, Wohnort, Straße und Hausnummer 


Vers.- 



Unter der Versich'erungsnummer 


wurden eingetragen bzw. übermittelt für 




Betriebsnummer 


Name der Krankenkasse ( G esch äft sst el I ^ 
AOK LKK BKK IKK 


_ Na me, An schrift und Unterschrift des Arbeitgebers (Firmenstempel) 


Konto-Nr. bei der Krankenkasse 
T(söfe:n nicht mit der BeUielisiiiimmet identisch) 


Eingangsstempel der Krankenkasse 
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Anlage 18 


Grundlarbe grün 


Berichtigung von Entgeltsbescheinigungen 
der Rentenversicherung der Angestellten 


bei Krankenkasse einreichen 


□ 


Die Versicherungskarte der Rentenversicherung der Angestellten 
enthielt unrichtige Eintragungen 


□ 


Das am __ _ an den Träger der Krankenversicherung/ 

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte übersandte Magnetband enthielt 
unrichtige Daten für den nachstehend genannten Versicherten 


Name, Vorname 


Geburtsname bei Frauen 


Postleitzahl, Wohnort, Straße und Hausnummer 


Schablone K 

Nicht vom Arbeitgeber auszufüllen 


Schlüssel (SC) 

2 

1 

■ 


ü 

JT 


2 

1 


2. 

0^ 

'S 

X 



mi 





9 

ra 


IQHI 

9 

5 - 

9 

J 


Schlüssel (SC) 


1 

ü- 

2, 

5- 


ü- 


D 

B 

B 

B 

B 

B 


VKNR 90 - SVN-Heft 

91 - DOVO-öbermitt!. 


Vers. 



Unter der Versicherungsnummep 


wurden eingetragen bzw. übermittelt für 



Es waren einzutragen bzw. zu übermitteln für 



Nome der Krankonkosse (Geschäftsstelle) Nome, Anschrift und Unterschrift des Arbeitgebers .(Firmenstempel)_ Konto-Nf. bei der Krankenkasse 


AOK LKK BKK IKK EK 


(soferd nicht mit der Betriebsnummer identisch) 

Elngongsstempel der Krankenkasse 
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Zu den Anlagen 17 und 18 

Die Durchschi'if len zu den Anlagen 17 und 18 
unterscheiden sicli von d(^n Erstschriften dadurch, 
daß 

a) auf der ersten und zweiten Durchschrift der Zu¬ 
satz „Durchschrift der" und 

b) auf der ersten Durchschrift an Stelle der Worte 
„bei Krankenkasse eirireichen" die Worte „für 
Arbeitnehmer" 

auf ged ruckt sind. 

Auf der ersten Durchschrilt fehlen die Worte „Ein- 
gangssteinpel der Krarikenkasse"; auf den Durch¬ 
schriften zu der Anlage 18 fehlen ferner die Worte 
„Nicht vom Arbeitgeber auszufüllen" und das dar¬ 
unter befindliche umrahmte, mit Schablone K be¬ 
zeichnet e Feld. 


Anlage 19 

Kennzeichnung der Versicherungsträger 

Die Versicherungsträger sind in dem Feld „Vers.- 
träg." wie folgt zu kennzeichnen; 

A = Landesversicherungsanstalt 
B — Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
C — Bundesknappschaft 
D “ Bundesbahn-Versicherungsanstalt 
E ^ Seekasse (als Träger der Rentenversiche¬ 
rung der Arbeiter) 

F = Seekasse (als Träger der Rentenversiche¬ 
rung der Angestellten) 


Anlage 20 


Schlüsselverzeichnis für die Staatsangehörigkeit 


Für die Staatsangehörigkeit gilt folgender Schlüssel: 
01 Deutschland 50 Ägypten 


10 Albanien 

11 Belgien 

12 Bulgarien 

13 Dänemark 

14 Finnland 

15 Frankreich 

16 Griechenland 

17 Großbritannien und Nordirland 

18 Irland 

19 Island 

20 Italien 

21 Jugoslawien 

22 Luxemburg 

23 Niederlande 

24 Norwegen 

25 Österreich 

26 Polen 

27 Portugal 

28 Rumänien 

29 Schweden 

30 Schweiz 

31 Sowjetunion 

32 Spanien 

33 Tschechoslowakei 

34 Türkei 

35 Ungarn 

49 sonstiges Europa 


51 Algerien 

52 Ghana 

53 Marokko 

54 Nigeria 

55 Südafrikanische Union 

59 sonstiges Afrika 

60 Argentinien 

61 Brasilien 

62 Chile 

63 Kanada 

64 Mexiko 

65 Peru 

66 USA 

69 sonstiges Amerika 

70 China 

71 Indien 

72 Indonesien 

73 Irak 

74 Israel 

75 Japan 

76 Jordanien 

77 Pakistan 

78 Persien/Iran 

79 sonstiges Asien 

89 Australien und Ozeanien 

99 Staatenlosigkeit/ungeklärte 
Staatsangehörigkeit 
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